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An den Präsidenten des Landtags 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Landtag 
Nord rhein-Westfalen 
17. Wahlperiode 

Vorlage 
17/2308 

alle Abg. 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung und Bereinigung schul­
rechtlicher Vorschriften (15. Schulrechtsänderungsgesetz); 

Einleitung der Verbändebeteiligung 

Zuleitung nach Maßgabe der Parlamentsinformationsvereinbarung 

Anlagen: 
Synoptische Darstellung des Schulgesetzes 
Begründung zum Entwurf der gesetzlichen Änderungen 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

die Landesregierung beabsichtigt, den Entwurf eines Gesetzes zur An­
passung und Bereinigung schulrechtlicher Vorschriften (15. Schul­
rechtsänderungsgesetz) in den Landtag einzubringen. 

Zunächst sind die schulischen Verbände und Organisationen gemäß 
§ 77 SchulG anzuhören. 

Gemäß Abschnitt I. Nummer 1 der "Vereinbarung zwischen Landtag 
und Landesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die 
Landesregierung" übersende ich die synoptische Darstellung des 
Schulgesetzes, in denen die gültigen Regelungen und die vorgesehe­
nen Änderungen gegenübergestellt sind sowie die Begründung zum 
Entwurf der gesetzlichen Änderungen. 

Aktenzeichen: 

221-2.02.02.01-151650/19 

bei Antwort bitte angeben 

Yvonne Gebauer MdL 

Auskunft erteilt: 

Frau Baur 

Telefon 0211 5867-3642 

Telefax 0211 5867-3676 

sabrina.baur@msb.nrw.de 

Anschrift: 

Völklinger Straße 49 

40221 Düsseldorf 

Telefon 0211 5867-40 

Telefax 0211 5867-3220 

poststelle@msb.nrw.de 

www.schulministerium.nrw.de 



Die Landesregierung hat den Entwurf vor der Einleitung der Verbände­
anhörung in der Kabinettsitzung am 9. Juli 2019 beraten. 

Entsprechend der bestehenden Absprachen sind 60 Kopien beigefügt. 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

Inhaltsübersicht 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

Inhaltsübersicht 

§ 121 Schutz der Daten des Personals im Schul- § 121 Schutz der Daten von Lehrerinnen und 
bereich' Lehrern 

~ ., ",;,-: :,",; '.:. :-.,:,:.,;,:;,'<', •. " 

.. Ärti~~t1·:\ ............... .... i ..~< 
". .. ... . .. y ... ' . 
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. ~11~~r.u.O'~.~~.~:;~~~.lI.lg~~!~~~ .• ': 

§10 
Schulstufen, Schulformen, 
besondere Einrichtungen 

. .. '.' 

§ 10 
Schulstufen, Schulformen, 
besondere Einrichtungen 

(1) bis (6) unverändert 

... 

(7) Das Weiterbildungskolleg ist keiner Schulstufe (7) Das Weiterbildungskolleg, das Kolleg für Aus­
zugeordnet. siedlerinnen und Aussiedler und das Studienkol-

§15 
Realschule 

(2) Die Realschule umfasst die Klassen 5 bis 10. 

§ 22 
Berufskolleg 

leg an einer Hochschule sind keiner Schulstufe 
zugeordnet. 

(1) unverändert 

§15 
Realschule 

(2) Die Realschule umfasst die Klassen 5 bis 10.1. 
in der Aufbauform die Klassen 7 bis 10. 

(3) bis (4) unverändert 

§22 
Berufskölleg 

(1) bis (7) unverändert 

(8) Die Bildungsgänge gemäß Absatz 5 bis 7 kön- (8) Die Bildungsgänge gemäß Absatz 6 und 7 
nen auch in Teilzeitform oder einer Kombination können auch in Teilzeitform oder einer Kombinati­
aus Vollzeit- und Teilzeitform eingerichtet werden. on aus Vollzeit- und Teilzeitform eingerichtet wer-

den. 

.' 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§24 

§ 24 wird aufgehoben. 
Studienkollegsl Kolleg für 

Aussiedlerinnen und Aussiedler 

(1) Die Studienkollegs an Hochschulen und das 
Kolleg für Aussiedlerinnen und Aussiedler vermit-
teln Personen mit ausländischen Vorbildungs-
nachweisen die· Eignung zur Aufnahme eines 
Studiums an deutschen Hochschulen. 

(2) Der Besuch des Studienkollegs dauert in der 
Regel ein Jahr. Der Besuch des Kollegs für Aus-
siedler dauert in der Regel bis zu zwei Jahre. Der 
Unterricht wird im Klassenverband und in ergän-
zenden Kursen erteilt. Am Ende des Bildungs-
gangs wird die Eignung· zur Aufnahme eines Stu-
diums durch eine Prüfung festgestellt. 

(3) Die Studienkollegs unterstehen der schulfach-
lichen Aufsicht. Das Ministerium erlässt die Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung im Einvernehmen 
mit dem für die Hochschulen zuständigen Ministe-
rium. 

§25 §25 
Schulversuche, Versuchsschulen, Schulversuche, Versuchsschulen, 

Experimentierklausel ·Experimentierklausel 

(1) bis (3) unverändert 

(4) 1Schulversuche, Versuchsschulen und Modell- (4) 1Schulversuche, Versuchsschulen und Modell-
vorhaben bedürfen der Genehmigung des Minis- vorhaben bedürfen der Genehmigung des Minis-
teriums. 2Dabei werden Inhalt, Ziel, Durchführung teriums. 2Dabei werden Inhalt, Ziel, Durchführung 
und Dauer in einem Programm festgelegt. 3Zur und Dauer in einem Programm festgelegt. 
s:istematischen und kontinuierlichen Erl2robung 
kann das Land Versuchsschulen gemäß Absatz 2 
auch dauerhaft fortführen. 

(5) unverändert 

§34 §34 
Grundsätze Grundsätze 

(1) 1Schulpflichtig ist, wer in Nordrhein-Westfalen (1) Schulpflichtig ist, wer in Nordrhein-Westfalen 
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf- seinen· Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt oder seine Ausbildungs- oder Arbeitsstätte enthalt oder seine Ausbildungs- oder Arbeitsstätte 
hat. 2Besteht eine Meldeadresse in Nordrhein- . hat. 
Westfalen, wird dort der Wohnsitz oder gewöhnli-
che Aufenthalt widerlegbar vermutet. 

(2) bis (6) unverändert 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gese~entwurf der Landesregierung 

§35 
Beginn der Schulpflicht 

(2) 1 Kinder, die nach dem in Absatz 1 genannten 
Zeitpunkt das sechste Lebensjahr vollenden, kön­
nen auf Antrag der Eltern zu Beginn des Schuljah­
res in die Schule aufgenommen werden, wenn sie 
die für den Scfll..ilbesuch erforderlichen körperli­
chen und geistigen Voraussetzungen besitzen 
und in ihrem sozialen Verhalten ausreichend ent­
wickelt sind; sie werden mit der Aufnahme schul­
pflichtig. 2Die Entscheidung trifft die Schulleiterin 
oder der Schulleiter unter Berücksichtigung des 
schulärztlichen Gutachtens. 

§40 
Ruhen der Schulpflicht 

(2) 1 Für Kinder und Jugendliche, die selbst nach 
Ausschöpfen aller Möglichkeiten sonderpädagogi- ' 
scher Förderung nicht gefördert werden können, 
ruht die Schulpflicht. 2Die Entscheidung trifft die 
Schulaufsichtsbehörde; sie holt dazu ein schul­
ärztliches Gutachten ein und hört die Eltern an. 

§43 
Teilnahme am Unterricht und 

an sonstigen Schulveranstaltungen 

(2) 11st eine Schülerin oder ein Schüler durch 
Krankheit oder aus anderen nicht vorhersehbaren 
Gründen verhindert, die Schule zu besuchen, so 
benachrichtigen die Eltern unverzüglich die Schu­
le und teilen schriftlich den Grund für das Schul­
versäumnis mit. 2Bei begründeten, Zweifeln, ob 
Unterricht aus . gesundheitlichen Gründen ver­
säumt wird,. kann die Schule von den Eltern ein 
ärztliches Attest verlangen und in besonderen 
Fällen ein schulärztliches Gutachten einholen. ' 

(3) Für nicht schulpflichtige Schülerinnen gelten 
die Schutzfristen vor und nach der Geburt eines 
Kindes gemäß den Regelungen des Mutter­
sch utzgesetzes. 
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Auszug aus den geltenden 
G~setzesbestimmungen 

§35 
Beginn der Schulpflicht 

(1) unverändert 

(2) 1Kinder, die nach dem in Absatz 1 genannten 
Zeitpunkt das sechste Lebensjahr vollenden, kön­
nen auf Antrag der Eltern zu Beginn des Schuljah­
res in die Schule aufgenommen werden, wenn sie 
die für den· Schulbesud, erforderlichen körperli­
c:hen und geistigen Voraussetzungen besitzen 
und in ihrem sozialen Verhalten ausreichend ent­
wickelt sind ,(Schulfähigkeit); sie werden mit der 
Aufnahme schulpflichtig. 2Die Entscheidung trifft 
die Schulleiterin oder. der Schulleiter unter Be­
rücksichtigung des schulärztlichen Gutachtens. 

(3) unverändert 

§40 
Ruhen der Schulpflicht 

(1) unverändert 

(2) 1Für Kinder und Jugendliche, die selbst riach 
Ausschöpfen aller Möglichkeiten sonderpädagogi­
scher Förderung nicht gefördert werden können, 
ruht die Schulpflicht.· 2Die Entscheidung trifft die 
Schulaufsichtsbehörde; sie holt dazu ein Gutach­
ten der unteren Gesundheitsbehörde ein und hört 
die Eltern an. 

(3) unverändert 

§43 
Teilnahme am Unterricht und 

an sonstigen Schulveranstaltungen 

(1) unverändert 

(2) 11st eine Schülerin oder ein Schüler durch 
Krankheit oder aus anderen nicht vorhersehbaren 
Gründen verhindert, die Schule zu besuchen, so 
benachrichtigen die Eltern unverzüglich die Schu­
le und teilen schriftlich den Grund für das Schul­
versäumnis mit. 2Bei begründeten Zweifeln, ob 
Unterricht aus gesundheitlichen Gründen . ver­
säumt wird, kann die Schule von den Eltern ein 
ärztliches Attest verlangen und in besonderen 
Fällen ein schulärztliches oder amtsärztliches 
Gutachten einholen. 

(3) Für nicht schulpflichtige Schülerinnen gelten 
die Schutzfristen vor und nach der Geburt eines 
Kindes entsprechend den Regelungen des Mut­
terschutzgesetzes. 

(4) bis (5) unverändert 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) . 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§ 51 
Schulische Abschlussprüfungen, 
Externenprüfung, Anerkennung 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 51 
Schulische Abschlussprüfungen, 
Externenprüfung, Anerkennung 

(1) unverändert 

(2) Personen, die keine öffentliche Schule oder (2) Personen, die keine öffentliche Schule oder 
Ersatzschule gemäß § 100 Absatz 4 besuchen, Ersatzschule besuchen; können in einer besonde­
können in einer besonderen Prüfung die Ab- ren Prüfung die Abschlüsse nachträglich erwer­
schlüsse nachträglich erwerben (Externenprü- ben (Externenprüfung). 
fung). 

§52 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

(1) 1Am Ende eines Bildungsganges wird festge­
stellt, ob die Schülerin oder der Schüler das Aus­
bildungsziel erreicht hat. 2Das Ministerium erlässt 
unter Beachtung des Grundsatzes der eigenver­
antwortlichen Schule (§ 3) und mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Landtagsausschus­
ses durch Rechtsverordnung Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen, die insbesondere Regelun­
gen enthalten über 

~ besondere Regelungen für neu zugewanderte 
Schülerinnen Ühd Schüler. insbesondere zur 
Aufnahme. zur Unterrichtsorganisation. zur 
Teilnahme am Regelunterricht. zur Eingliede­
rung in einen Bildungsgang . und zum Schul­
formwechsel .. 1 

[ 
(3) wird aufgehoben 

(3) bis (4) unverändert 

§52 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

(1) 1 Am Ende eines Bildungsganges wird festge­
stellt, ob die Schülerin oder der Schüler das Aus­
bildungsziel erreicht hat. 2Das Ministerium erlässt 
unter Beachtung des Grundsatzes dereigenver­
antwortlichen Schule(§ 3) und mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Landtagsausschus­
ses durch Rechtsverordnung Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen, die insbesondere Regelun­
gen enthalten über 

1. bis 18. unverändert 

(2) unverändert 

(3) Für Prüfungen im Rahmen von vorbereitenden 
Lehrgängen an Weiterbildungseinrichtungen. die 
zum nachträglichen Erwerb eines Schulabschlus­
sesder Sekundarstufe I führen. erlässt das Minis­
terium durch Rechtsverordnung die Prüfungsord­
nung. 

1 Hinter dem Text der Nummer 18 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt. 
. 4 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung' (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§54 
Schulgesundheit 

(2) 1Für jede Schule bestellt die untere Gesund­
heitsbehörde im Benehmen ·mit dem Schulträger 
eine Schulärztin oder einen Schularzt. 2Der schul­
ärztliche Dienst umfasst insbesondere: 
1. schulärztliche Untersuchungen, insbesondere 

Reihenuntersuchungen zur Einschulung, und 
zah närztliche Untersuch u ngen, 

2. eine besondere Betreuung der Schülerinnen 
und Schüler, deren Gesundheitszustand eine 
fortlaufende Kontrolle erforderlich macht, 

3. schulärztliche Sprechstunden für Eltern, 
Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen 
und Lehrer, 

4. gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen für 
die Schülerinnen und Schüler, 

5. Beratung der Lehrerinnen und Lehrer in Fra­
gen der Gesundheitspflege, 

6. Mitarbeit bei der Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten in Schulen. 

(3) 1Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in 
der Schule oder deren Teilnahme an anderen 
schulischen Veranstattungen eine konkrete Ge­
fahr für die physische oder psychische Unver­
sehrtheit anderer oder die eigene bedeutet, kön­
nen vorübergehend oder dauernd vom Schulbe­
such ausgeschlossen werden. 2Die Entscheidung 
trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter auf 
Grund eines schulärztlichen Gutachtens. 3Bei 
Gefahr im Verzuge ist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter befugt, einen vorläufigen Ausschluss 
vom 'Besuch der Schule auszusprechen. 4Bei 
einem vorläufigen Ausschluss ist das Gutachten 
des schulärztlichen Dienstes nachträglicheinzu­
holen. 

(4) 1 Die Schülerinnen und Schüler sind verpflich­
tet, sich bei schulärztlichen und schulzahnärztli­
chen Reihenuntersuchungen. insbesondere zur 
Einschulung. untersuchen zu lassen. 2Gleiches 
gilt in den Fällen von § 19 Absatz 7 in Verbindung 
mit Absatz 5 Satz 2. § 35 Absatz 3 Satz 2. § 40 
Absatz 2 Satz 2. § 43 Absatz 2 Satz 2. § 54 Ab­
satz 2 Satz 1 und Satz 4. 
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Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

(1) unverändert 

§54 
Schulgesundheit 

(2) 1 Für jede Schule bestellt die untere Gesund­
heitsbehörde im Benehmen mit dem Schulträger 
eine Schulärztin oder einen' Schularzt 2Der schul­
ärztliche Dienst umfasst insbesondere: 
1. ärztliche Reihenuntersuchungen, insbesonde­

re zur Einschulung und Entlassung, und 
zahnärztliche Untersuchungen, 

2. 'eine besondere Überwachung der Schülerin.,. 
nen und Schüler;' deren Gesundheitszustand 
eine fortlaufende Kontrolle erforderlich macht, 

3. schulärztliche Sprechstunden für Eltern, 
Schüler und Lehrerschaft, 

4. gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen für 
die Schülerinnen und Schüler, 

5. Beratung der Lehrerinnen und Lehrer in Fra­
gen der Gesundheitspflege, 

6. Mitarbeit bei der Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten in Schulen. 

(3) 1 Die Schülerinnen und Schüler sind verpflich­
tet,. sich 'in Reihenuntersuchungen schulärztlich 
untersuchen zu lassen. 2Weitere Maßnahmen zur 
Schulgesundheitspflege richten sich nach dem 
Infektionsschutzgesetz. 

(4) 1Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in 
der Schule eine konkrete Gefahr für die Gesund­
heit anderer bedeutet, können vorübergehend 
oder dauernd vom Schulbesuch ausgeschlossen 
werden. 2Die Entscheidung trifft die Schulleiterin 
oder der Schulleiter auf Grund eines Gutachtens 
des schulärztlichen Dienstes. 3Bei Gefahr im Ver­
zuge ist die Schulleiterin oder der Schulleiter be­
fugt, einen vorläufigen Ausschluss vom Besuch 
der Schule auszusprechen. 

(5) bis (7) unveränderl 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§55 
Wirtschaftliche Betätigung, Geldsammlungen 

(1) 1DerVertrieb von Waren aller Art und andere 
wirtschaftliche Betätigungen sind mit Ausnahme 

.:L. des Vertriebs von Speisen und Getränken, 'die 
zum Verzehr in Pausen und Freistunden be­
stimmt sind, sowie 

2. der Vermietung von, abschließbaren Vorrich­
tungen zur Aufbewahrung für persönliche 
oder im Unterricht benötigte Sachen 

in der Schule unzulässig. 2Art, Umfang und Art 
des Vertriebs der Angebote werden unter Beteili­
gung der Schulkonferenz im Einvernehmen mit 
dem Schulträger festgelegt. 

(2) 1Für Elternverbände gemäß § 77 Abs. 3 Nr. 2 
darf für Zwecke ihrer Mitwirkungsaufgaben in den 
Schulen gesammelt werden. 2Dabei sind die 
Grundsätze der Freiwilligkeit und der Anonymität 
der Spende sowie die Gleichbehandlung der Ver­
bände zu gewährleisten. 3Andere Geldsammlun­
gen in der Schule oder in der Öffentlichkeit auf 
Veranlassung der Schule dürfen nur nach Ent­
scheidung der Schulkonferenz und unter Beach­
tung des Grundsatzes der Freiwilligkeit durchge­
führt werden. 4Sammlungen gemäß Satz 3 sind 
nur zulässig, wenn sie nach ihrem Zweck mit dem 
Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß § 2 ver­
einbar sind und durch die Schule selbstständig 
organisiert werden. 

§66 
Zusammensetzung der Schulkonferenz 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§55 
Wirtschaftliche Betätigung, Geldsammlungen 

(1) 1Der Vertrieb von Waren aller Art und andere 
wirtschaftliche Betätigungen sind mit Ausnahme 
des Vertriebs von Speisen und Getränken, die 
zum Verzehr in Pausen und Freistunden bestimmt 
sind, in der Schule unzulässig. 2Art und Umfang 
des Angebots SOWle die Art des Vertriebs \Ion 
Speisen und Getränken werden unter Beteiligung 
der Schulkonferenz im Einvernehmen mit dem 
Schulträger festgelegt. 

(2) 1 Für Elternverbände gemäß § 77 Abs. 3 Nr. 2 
darf für Zwecke ihrer Mitwirkungsaufgaben in den 
Schulen gesammelt werden. 2Dabei sind die 
Grundsätze der Freiwilligkeit und der Anonymität 
der Spende sowie die Gleichbehandlung der Ver­
bände zu gewährleisten. 31m Übrigen dürfen 
Geldsammlungen in der' Schule nur nach Ent­
scheidung der Schulkonferenz durchgeführt wer­
den. 

§66 
Zusammensetzl:'ng der Schulkonferenz 

(1) und (2) unverändert 

(3) Mitglieder der Schulkonferenz sind die Schul- (3) Mitglieder der Schulkonferenz sind die Schul­
leiterin oder der Schulleiter sowie die gewählte leiterin oder der Schulleiter sowie die gewählte 
Vertretung der Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Vertretung der Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, 
Schülerinnen und Schüler im Verhältnis Schülerinnen und Schüler im Verhältnis 

Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schülerinnen 
und Schüler 

1. an Schulen der Primarstufe 
1 : 1 : 0 

Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schülerinnen 
und Schüler 

1. an Schulen der Primarstufe 
1 : 1 : 0 

2. an Schulen der Sekundarstufe I, an Schulen 2. an Schulen der Sekundarstufe I, an Schulen 
mit Primarstufe und Sekundarstufe I sowie an mit Primarstufe und Sekundarstufe I sowie an 
Schulen der Sekundarstufe I und 11 Schulen der Sekundarstufe I und 11 
1:1:1 1:1:1 

3. an Schulen der Sekundarstufe 11 
3: 1 : 2 

4. an Weiterbildungskollegs 
1 : 0: 1. 
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3. an Schulen der Sekundarstufe 11 
3: 1 : 2 

4. an Weiterbildungskollegs und dem Kolleg für 
Aussiedlerinnen und Aussiedler 
1: 0: 1. 

(4) bis (7) unverändert 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§68 §68 
Leh rerkohferenz Lehrerkonferenz 

(1) 1Mitglieder der Lehrerkonferenz sind alle an (1) 1 Mitglieder der Lehrerkonferenz sind die Leh-
der Schule tätigen Lehrerinnen und Lehrer sowie rerinnen und Lehrer sowie das pädagogische und 
das dort tätige pädagogische und sozialpädagogi- sozialpädagogische Personal gemäß § 58. 2Den 
sche Personal gemäß § 58. 2Den Vorsitz führt die Vorsitz führt die Schulleiterin oder der Schulleiter. 
Schulleiterin oder der Schulleiter. 

(2) bis (5) unverändert 

§69 §69 
Lehrerrat Lehrerrat 

(1) bis (6) unverändert 

UL1Legt ein Mitglied das Mandat niederl endet 
die Mitgliedschaft. Wird durch Mandatsniederle-
gung die Mindestanzahl nach Absatz 1 Satz 2 
oder 3 unterschritten und kann diese nicht durch 
den Eintritt eines Ersatzmitglieds (§ 64 Absatz 2 
Satz 3} ausgeglichen werden l wählt die Lehrer-
konferenz unverzüglich einen neueli Lehrerrat für 
den verbleibenden Zeitraum der Wahlj2eriode 
(Nachwahl}. 2Der Lehrerrat nimmt seine Aufgaben 
weiterhin wahrl bis der neu gewählte Lehrerrat zu 
seiner ersten Sitzung zusammengetreten ist. 

§72 §72 
Schulpflegschaft Schulpflegschaft 

(1) 1Mitglieder der Schulpflegschaft sind die Vor- (1) 1Mitglieder der Schulpflegschaft sind die Vor-
sitzenden der Klassenpflegschaften sowie die von sitzenden der Klassenpflegschaften sowie die von 
den Jahrgangsstufen gewählten Vertreterinnen den Jahrgangsstufengewählten Vertreterinnen 
und Vertreter. 21hre Stellvertreterinnen und SteIl- und Vertreter. 21hre Stellvertreterinnen und· Stell-
vertreter können beraten.d an den Sitzungen teil- vertreter können l die Schulleiterin oder der Schul-
nehmen; bei Verhinderung von ordentlichen Mit- leiter soll beratend an den Sitzungen teilnehmen. 
gliedern üben sie deren Stimmrecht aus. 3Ein 3Zwei vom Schülerrat gewählte Schülerinnen und 
Elternteil kann in mehreren Klassenj2f1egschaften Schüler ab Klasse 7 können mit beratender Stim-
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden oder in me teilnehmen. 4Die Schulpflegschaft wählt eine 
Jahrgangsstufenj2flegschaften zur Vertreterin oder Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und bis zu 
zum Vertreter gewählt werden und hat in Sitzun- drei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. 
gen der Schulj2flegschaft ein entsj2rechendes 5Wählbar sind neben den Mitgliedern der Schul-
Stimmengewicht. 4Die Schulleiterin oder der pflegschaft die stellvertretenden Vorsitzenden der 
Schulleiter soll beratend an den Sitzungen teil- Klassen- und Jahrgangsstufenpflegschaften; sie 
nehmen. Zwei vom Schülerrat gewählte Schüle- werden mit der Wahl Mitglieder der Schulpflegs-
rinnen und Schüler ab Klasse 7 können mit bera- chaft. 
tender Stimme teilnehmen. 5Die Schulpflegschaft 
wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden 
und bis zu drei Stellvertreterinnen oder Stellvertre-
ter. 6Wählbar sind . neben den Mitgliedern der 
Schulpflegschaft die stellvertretenden Vorsitzen-
den der Klassen- und Jahrgangsstufenpflegschaf-
ten; sie werden mit der Wahl Mitglieder der 
Schulpflegschaft. 

(2) bis (4) unverändert 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
. Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§73 
Klassen pflegschaft, 

Jah rgangsstufen pflegschaft 

(3) 1Soweit kein Klassenverband besteht, bilden 
die Eltern der Schülerinnen und Schüler jeder 
Jahrgangsstufe die Jahrgangsstufenpflegschaft. 
2Die Jahrgangsstufenpflegschaft wählt für jeweils 
angefangene 20 Schülerinnen und Schüler eine 
Vertreterin oder einen Vertreter für die Schul­
pflegschaft. 3Für jede Vertreterin oder jeden Ver­
treter wird eine Stellvertreterin oder ein Stellver­
treter gewählt. 

§75 
Besondere Formen der Mitwirkung 

(2) An Weiterbildungskollegs kann die Schulkon­
ferenz für die Aufgaben und die Größe der Schul­
konferenz (§ 65 und § 66 Absatz 1) und die Zu­
sammensetzung der Fachkonferenzen (§ 70 Ab­
satz 1) sowie der Klassenkonferenz (§ 71) weiter 
gehende Formen der Mitwirkung beschließen. 

·§78. 
Schulträger der öffentlichen Schulen 

(7) Zur Ergänzung des Schulwesens kann das 
Land Schulen mit einem besonderen Bildungsan­
gebot oder einem überregionalen Einzugsbereich 
sowie Versuchsschulen errichten und fortführen; 
es ermöglicht Unterricht in den Justizvollzugsan­
stalten. 

§81 

Errichtung, Änderung und Auflösung von 
Schulen 

(4) 1Der Schulträger kann ohne Änderung der 
Schule im Einvernehmen mit der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter die vorübergehende Erhö­
hung der Zahl der Parallelklassen (Bildung einer 
Mehrklasse) beschließen. 2Der Beschluss des 
Schulträgers bedarf der Genehmigung durch die 
obere Schulaufsichtsbehörde. 
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Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§73 
Klassenpflegschaft, 

Jah rgangsstufen pflegschaft 

(1) bis (2) unverändert 

(3) 1Soweit kein Klassenverband besteht, bilden 
die Eltern der Schülerinnen und Schüler jeder 
Jahrgangsstufe die Jahrgangsstufenpflegschaft. 
2Die Jahrgangsstufenpflegschaft wählt für jeweils 
20 Schülerinnen und Schüler eine Vertreterin oder 
einen Vertreter für die Schulpflegschaft. 3Für jede 
Vertreterin oder jeden Vertreter wird eine Stellver­
treterin oder ein Stellvertreter gewählt. 

§75 
Besondere Formen der Mitwirkung 

(1) unverändert 

(2) An Weiterbildungskollegs und am Kolleg für 
Aussiedlerinnen und Aussiedler kann die Schul­
konferenz für die Aufgaben und die Größe der 
Schulkonferenz (§ 65 und § 66 Abs. 1) und die 
Zusammensetzung der Fachkonferenzen (§ 70 
Abs. 1) sowie der Klassenkonferenz (§ 71) weiter 
gehende Formen der Mitwirkung beschließen. 

(3) bis (5) unverändert 

§78 
Schulträger der öffentlichen Schulen 

(1) bis (6) unverändert 

(7) 1 Das Land ist Träger des Kollegs für Aussied­
lerinnen und Aussiedler. 2Zur Ergänzung des 
Schulwesens kann das Land Schulen mit einem 
besonderen Bildungsangebot oder einem überre­
gionalen Einzugsbereich sowie Versuchsschulen 
errichten und fortführen; es ermöglicht Unterricht 
inden Justizvollzugsanstalten. 

(8) unverändert 

§81 

Errichtung, Änderung und Auflösung von 
Schulen 

(1) bis (3) unverändert 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄl1dG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§82 §82 
Mindestgrößen von Schulen Mindestgrößen von Schul.en 

(1) bis (4) unverändert 

(5) 1Sekundarschulen müssen mindestens drei (5) 1Sekundarschulen müssen mindestens drei 
Parallelklassen pro Jahrgang haben. 2Eine Se- Parallelklassen pro Jahrgang haben. 2Wird diese 
kundarschule kann mit zwei Klassen I2ro Jahrgang Mindestgröße unterschritten, kann eine Sekun-
fortgeführt werden I wenn nur dann das Angebot darschule fortgeführt werden, wenn sich aus der 
einer Schule der Sekundarstufe I in einer Ge- Schulemtwicklungsl2lanung ergibt, dass dies im 
meinde gesichert wird. Planungszeitraum nur vorübergehend der Fall ist 

und den Schü\erinnen und SchUlern der Weg zu 
einer anderen Sekundarschule mit mindestens 
drei Parallelklassen I2ro Jahrgang nicht zugemutet 
werden kann. 

(6) bis (7) unverändert 

§84 §84 
Schuleinzugsbereiche Schuleinzugsbereiche 

(1) 1Für jede öffentliche Schule kann der Schul- (1) 1Für jede öffentliche Schule kann der Schul-
träger durch Satzung ein räumlich abgegrenztes träger durch Rechtsverordnung ein räumlich ab-. 
Gebiet als Schuleinzugsbereich bilden .. 2Eine gegrenztes Gebiet als Schuleinzugsbereich bil-
Schule kann die Aufnahme einer Schülerin· oder den. 2Eine Schule kann die Aufnahme einer Schü-
eines Schülers ablehnen, wenn sie oder er nicht lerin oder eines Schülers ablehnen, wenn sie oder 
im Schuleinzugsbereich wohnt und keinen wichti- er nicht im Schuleinzugsbereich wohnt und keinen 
gen Grund für den Besuch der Schule darlegt. wichtigen Grund für den Besuch der Schule dar-
3§ 46 Absätze 5 und 6 bleibt unberührt. legt. 3§ 46 Absätze·~ und 6 bleibt unberührt. 

(2) und (3) unverändert 

§88 §88 
'Schulaufsichtsbehörden Sch ulaufsichtsbehörden 

(1) und (2) unverändert 

(3) 1Untere Schulaufsichtsbehörde ist das staatli- (3) 1Untere Schulaufsichtsbehörde ist das staatli-
che Schulamt. 2Es ist der kreisfreien Stadt oder che Schulamt. 2Es ist der kreisfreien Stadt oder 
dem Kreis zugeordnet und nimmt in seinem Ge- dem Kreis zugeordnet:. 3Es nimmt in seinem Ge-
biet die Schulaufsicht über die Grundschulen . biet die Schulaufsicht über die Grundschulen wahr 
wahr:. 3Das staatliche Schulamt nimmt auch die und die Fachaufsicht über 
Fachaufsicht über 1:. die Hauptschulen, 
1:. die Hauptschulen, 2. die Förderschulen mit einem der Förder-
2. die Förderschulen sowie die Förderschulen im schwerl2unkte Lernen l Sl2rachel emotionale 

Verbund (§ .20 Absatz 7) mit Ausnahme der- und soziale Entwicklungl geistige Entwicklung 
ienigen mit den F örder§chwergunkten Hören sowie körl2erliche und motorische Entwicklung 
und Kommunikation oder Sehen sowie mit mit Ausnahme der Förderschulen im Bil-
Ausnahme derjenigen im Bildungsbereich der dungsbereich der Realschule l des Gymnasi-
Realschule, des Gymnasiums und des Be- ums und des Berufskollegs, 
rufskollegs l 3. die Förderschulen im Verbund (§ 20 Absatz 

wahrl sofern nicht das Ministerium durch Rechts- 7)1 sofern sie nicht im Bildungsbereich der 
verordnung im Einvernehmen mit dem für Kom- Realschule l 'des Gymnasiums oder des Be-
munales zuständigen Ministerium Abweichendes rufskollegs unterrichten oder einen' der För-
bestimmt. derschwerl2unkte Hören und Kommunikation 

oder Sehen umfassen. 

(4) unverändert 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§95 
Bewirtschaftung von Schulmitteln 

(3) 1Schulträger können zur Erleichterung der 
Mittelbewirtschaftung durch die Schulen' Schulgi­
rokonten einrichten. 2Diesen Konten' können auch 
zusätzliche eigene Einnahmen der Schulen zuge­
führt werden. 3Mit Zustimmung des Schulträgers 
können diese Konten auch für die Verwaltung von 
treuhänderischen Geldern genutzt werden. 

§ 103 
Wechsel von Lehrerinnen 

und Lehrern innerhalb des Landes 

(1) 1Die Übernahme von Planstelleninhaberinnen 
und Planstelleninhabern in den öffentlichen 
Schuldienst oder in den Schulaufsichtsdienst ist 
im Rahmen freier und besetzbarer Stellen in ei­
nem Amt zulässig, das ihrer Rechtsstellung auf 
Grund des Planstelleninhabervertrages 'im Ersatz­
schuldienst entspricht. 2Dies gilt entsprechend für 
die Übernahme von Lehrkräften aus dem öffentli­
chen Schuldienst als Planstelleninhaberinnen und 
Planstelleninhaber in den Ersatzschuldienst. Die 
Übernahme erfolgt unter Beibehaltung der nach 
den besoldungsrechtlichen Vorschriften bisher 
festgesetzten Erfahrungsstufe. 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§95 
Bewirtschaftung von Schulmitteln 

(1) bis (2) unverändert 

(3) 1Schulträger können zur Erleichterung der 
Mittelbewirtschaftung durch die Schulen Schulgi­
rokonten einrichten. 2Diesen Konten können auch 
zusätzliche eigene Einnahmen der Schulen zuge­
führt werden. 

§ 103 
Wechsel von Lehrerinnen 

und Lehrern innerhalb des Landes 

(1) Die Übernahme von PlansteUeninhaberinnen 
und Planstellen inhabern in den offentlichen 
Schuldienst ist im Rahmen freier und besetzbarer 
Stellen in einem Amt zulässig, das ihrer Rechts­
steIlung auf Grund des Planstelleninhabervertra­
ges im Ersatzschuldienst entspricht. 

(2) unverändert 

(3) Die Zeit, während der eine ohne Dienstbezüge (3) 1 Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schu­
beurlaubte Lehrkraft an einer Ersatzschule tätig len können für eine Dienstzeit in der Regel bis zu 
ist, ist bezüglich der Ruhegehaltfähigkeit einer fünf Jahren ohne Dienstbezüge zur Dienstleistung 
Tätigkeit im öffentlichen Schuldienst gleichgestellt. an Ersatzschulen in Nordrhei'n-Westfalen beur-

laubt werden. 2Die Zeit, während der eine ohne 
Dienstbezüge beurlaubte Lehrkraft an einer Er­
satzschule tätig ist, ist bezüglich der Ruhegehalt-

'fähigkeit einer Tätigkeit im öffentlichen Schul­
dienst gleichgestellt. 

(4) unverändert 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 115 § 115 
Durchführung, Übergangsvorschriften Durchführung, Übergangsvorschriften 

(1) unverändert 

(2) Die Bewirtschaftungspauschale (§ 108 Absatz (2) 1 Die' Bewirtschaftungspauschale (§ 108 Abs. 
2) . wird zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des 2) wird zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des' 
Gesetzes auf 33 Euro je Quadratmeter anerkann- Gesetzes auf 33. Euro je Quadratmeter anerkann-
ter schuliSch genutzter Fläche festgelegt. ter schulisch genutzter Fläche festgelegt. 

2Übergangsweise gibt das Ministerium für die 
ersten drei Jahre .ab In-Kraft-Treten des Gesetzes 
anstelle dieses Festbetrages' der Bewirtschaf-
tungsj2auschale je Haushaltsjahr einen Höchstbe-
trag vor; der Höchstbetrag ist schrittweise an den 
Festbetrag heranzuführen. 31n der Übergangszeit 
werden die tatsächlichen Bewirtschaftungsausga-
ben bis zum jeweiligen Höchstbetrag bezu-
schusst; § 106 Abs.4 Satz 1 findet auf die Bewirt-
schaftungsj2auschale (§ 108 Abs. 2 und 3) solan-
ge keine Anwendung. 

(3) wird gestrichen (3) Alle auf Grund der Anerl<ennung eines beson-
deren j2ädagogischen Interesses gemäß § 7 des 
Gesetzes über die Finanzierung von Ersatzschu-
len (Ersatzschulfinanzgesetz - EFG) erfolgten 
Refinanzierungszusagen! die über das jeweilige 
Haushaltsjahr hinausreichen! sind innerhalb von 
zWei Jahren ab In-Kraft-Treten dieses Gesetzes. 
dem Grunde und der Höhe nach zu überj2rüfen. 
Sie sind zu widerrufen! wenn sie durch die Zu-
schüsse nach diesem Gesetz unter Einbeziehung 
der Besitzstandswahru ng abgedeckt werden. 
Entsj2rechendes gilt für die Herabsetzung der 
Eigenleistung sowie die Anerkennung besonderer 
Zusch usstatbestände. 

rn Die von Unterhaltsträgern öffentlicher Schulen (4) Die von Unterhaltsträgern öffentlicher Schulen 
vor dem In-Kraft-Treten des EFG übernommene vor dem In-Kraft-Treten des EFG übernommene 
Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung von Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung von 
hauptberuflichen Lehrkräften an . Ersatzschulen hauptberuflichen Lehrkräften an Ersatzsch ulen 
bleibt unberührt. bleibt unberührt. 

(4) Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts 
bedürfen der Einwilligung der betroffenen Perso-
nen. 

(5) wird gestrichen (5) Für die endgültige Festsetzung der Zuschüsse 
aufgrund von Jahresrechnungen zurückliegender 
Haushaltsjahre vor In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes gelten die Vorschriften des EFG fort. 

(6) wird gestrichen (6) Die bewilligte Bezuschussung von Darlehens-
zinsen wird bis zur Höchstdauer von zehn Jahren 
nach den vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
geltenden Bestimmungen des § 13 EFG abgewi-
ckelt. 

i§lDie in § 10 EFG enthaltene Regelung zur Ab- ill Die in. § 10 EFG enthaltene Regelung zur Ab-
geltung der Altersversorgung für Lehrkräfte als geltung der Altersversorgung für Lehrkräfte als 
Mitglieder religiöser Ordensgemeinschaften ist auf Mitglieder religiöser Ordensgemeinschaften ist auf 
die bestehenden Versorgungsverhältnisse weiter- die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes beste~ 

henden Versor~ungsverhältnisse weiterhin anzu-
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

hin anzuwenden. 

§ 120 
Schutz der Daten von Schülerinnen 

und Schülern und Eltern 

(2) 1Schülerinnen, Schüler und Eltern sind zur 
Angabe der nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen 
Daten· verpflichtet; sie sind bei der Datenerhebung 
auf ihre Auskunftspflicht hinzuweisen. 2Andere 
Daten dürfen nur mit Einwilligung der betroffenen 
Personen erhoben werden. 3Minderjährige Schü­
lerinr:len und Schüler sind einwilligungsfähig, 
wenn sie die Bedeutung und Tragweite der Einwil­
ligung und ihre rechtlichen Folgen erfassen kön­
nen und ihren Willen hiernach zu bestimmen ver­
mögen. 

(3) 1Standardisierte Tests und schriftliche Befra­
gungen von Schulanfängerinnen und -anfängern 
(§ 36) und Schülerinnen und Schülern dürfen in 
der Schule nur durchgeführt werden, soweit dies 
für die Feststellung der Schulfähigkeit oder des 
Sprachstandes, für eine sonderpädagogische 
Förderung oder für Maßnahmen zur Qualitätsent­
wicklung und Qualitätssicherung geeignet und 
erforderlich ist. 2Die Schülerinnen und Schüler 
sowie die Eltern sind über die wesentlichen Er­
gebnisse zu informi~ren. 3Aus Tests und schriftli­
chen Befragungen zur Feststellung der Schulfä­
higkeit und des sonderpädagogischen Förderbe­
darfs dürfen nur die Ergebnisse und der festge­
stellte Förderbedarf an andere Schulen übermittelt 
werden. 

(4) 1Andere wissenschaftliche Untersuchungen, 
Tests und Befragungen sind nur mit Einwilligung 
im Rahmen des Absatz 2 Sätze 2 und 3 zulässig, 
wenn dadurch die Bildungs- und Erziehungsarbeit 
und schut.i.würdige Belange einzelner Personen 
nicht beeinträchtigt werden oder die Anonymität 
der betroffenen Personen gewahrt bleibt. 2Die 
Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 31n Angelegenheiten besonderer oder 
überörtlicher Bedeutung ist die obere Schulauf­
sichtsbehörde zu unterrichten. 

(5) Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts 
bedürfen der Einwilligung der betroffenen Perso-
nen. 

wenden. 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 120 
Schutz der Daten von Schülerinnen 

und Schülern und Eltern 

(1) unverändert 

(2) 1Schülerinnen, Schüler und Eltern sind zur 
Angabe der nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen 
Daten verpflichtet; sie sind bei' der Datenerhebung 
auf ihre Auskunftspflicht hinzuweisen. 2Andere 
Daten dürfen nur mit Einwilligung der Betroffenen 
erhoben werden. 3Minderjährige Schülerinnen und 
Schüler sind einwilligungsfähig, wenn sie die Be­
deutung und Tragweite der Einwilligung und ihre 
rechtlichen Folgen erfassen können und ihren 
Willen hiernach zu bestimmen vermögen. 

(3) 1Standardisierte Tests und schriftliche Befra~ 
gungen von Schulanfängerinnen und -anfängern 
(§ 36) und Schülerinnen und Schülern dürfen in 
der Schule nur durchgeführt werden, soweit dies 
für die Feststellung, der Schulfähigkeit oder des 
Sprachstanoes, für eine sonderpädagogische 
Förderung oder für Maßnahmen zur Qualitätsent- ' 
wicklung und Qualitätssicherung geeignet und 
erforderlich ist. 2Für Zwecke der Lehrerbildung 
sowie der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi­
cherung dürfen vom Ministerium genehmigte Bild­
und Tonaufzeichnungen des Unterrichts erfolgen. 
wenn die Betroffenen rechtzeitig über die be ab- . 
sichtigteAufzeichnung und den Aufzeichnungs­
zweck informiert worden sind und nicht wider­
sprochen haben. 3Die Schülerinnen und Schüler 
sowie die Eltern sind über die wesentlichen Er­
gebnisse zu informieren. 4Aus Tests und schriftli­
chen Befragungen zur Feststellung der Schulfä­
higkeit und des sonderpädagogischen Förderbe­
darfs dürfen nur die Ergebnisse und der festge­
stellte Förderbedarf an andere Schulen übermittelt 
werden. 

(4) 1Andere wissenschaftliche Untersuchungen, 
Tests und Befragungen sind nur mit Einwilligung 
im Rahmen des Absatz 2 Sätze 2 und 3 zulässig, 
wenn dadurch die Bildungs- und' Erziehungsarbeit 
und schutzwürdige Belange einzelner Personen 
nicht beeinträchtigt werden oder die Anonymität 
der Betroffenen gewahrt bleibt. 2Die Entscheidung 
trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter. 31n An­
gelegenheiten besonderer oder überörtlicher Be­
deutung ist die obere Schulaufsichtsbehörde zu 
unterrichten. 

i6.l 1 Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten dür- {51 1 Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten dür-
12 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
. Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

. Gesetzentwurf der Landesregierung 

fen einer Schule, der Schulaufsichtsbehörde, dem 
Schulträger, der unteren Gesundheitsbehörde, 
dem Jugendamt, dem landesjugendamt, den 
Ämtern für Ausbildungsförderung, dem landes­
amt für Ausbildungsförderung . sowie den Ausbil­
dungsbetrieben der Schülerinnen und Schüler an 

. Berufskollegs nur übermittelt werden, soweit sie 
von diesen Stellen zur Erfüllung der ihnen durch 
Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt 
werden. 2Die Übermittlung an andere öffentliche 
Stellen ist zulässig, wenn sie zur· Erfüllung einer 
gesetzlichen Auskunfts- oder Meldepflicht erfor­
derlichist, ein Gesetz sie erlaubt oder die be­
troffene Person im Einzelfall eingewilligt hat. 3Die 
Übermittlung von Daten der Schülerinnen und 
Schüler und der Eltern an Personen oder Stellen 
außerhalb des öffentlichen Bereichs ist nur zuläs­
sig, wenn ein rechtlicher Anspruch auf die Be­
kanntgabe der Daten besteht und schutzwürdige . 
Belange der betroffenen Person nicht beeinträch­
tigt werden oder wenn die betroffene Person im 
Einzelfall eingewilligt hat. 4Dem schulpsychologi­
sehen Dienst dürfen personenbezogene Daten 
nur mit Einwilligung der betroffenen Personen 
übermittelt werden. 

m Für Zwecke der Planung und Statistik im 
Schulbereich dürfen anonymisierte leistungsda­
ten der Sthü\erinnen und Schü\er dem landesbe­
trieb Information und Technik regelmäßig übermit­
telt werden sowie für Maßnahmen der Qualitäts­
entwicklung und der Qualitätssicherung verarbei­
tet werden. 

iID 1Nur Eltern sowie die Schülerinnen und Schü­
ler sind berechtigt, Einsicht in die sie betreffenden 
Unterlagen zu nehmen und Auskunft über die sie 
betreffenden Daten und die Stellen zu erhalten, 
an die Daten übermittelt worden sind. 2Das Recht 
auf Einsichtnahme umfasst auch das' Recht zur 
Anfertigung oder Aushändigung von Kopien. 

Absatz 8 wird Absatz 9 
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Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

fen einer Schule, der Schulaufsichtsbehörde, dem 
Schulträger, der unteren Gesundheitsbehörde, 
dem Jugendamt, dem landesjugendamt, den 
Ämtern für Ausbildungsförderung, dem landes­
amt für Ausbildungsförderung sowie den Ausbil­
dungsbetrieberi der Schülerinnen und Schüler an 
Berufskollegs nur· übermittelt werden, soweit sie 
von diesen Stellen zur Erfüllung der ihnen durch 
Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt 
werden. 2Die Übermittlung an andere öffentliche 
Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung einer 
gesetzlichen Auskunfts- oder Meldepflicht erfor­
derlich ist, ein Gesetz sie erlaubt oder die oder 
der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat. 3Die 
Übermittlung von Daten der Schülerinnen und 
Schüler und der Eltern an Personen oder Stellen 
außerhalb des öffentlichen Bereichs ist nur zuläs­
sig, wenn· ein rechtlicher Anspruch auf die Be­
kanntgabe der Daten besteht und schutzwürdige 
Belange der oder des Betroffenen nicht beein­
trächtigt werden oder wenn die oder der Betroffe­
ne im Einzelfall eingewilligt hat. 4Dem schulpsy­
chologischen Dienst dürfen personen bezogene . 
Daten nur mit Einwilligung der Betroffenen über­
mittelt werden. 

1ID Für Zwecke der Planung und Statistik im 
Schulbereich dürfen anonymisierte leistJJngsda­
ten der Schü'erinnen und Schüler dem Landesbe­
trieb Information und Technik regelmäßig übermit­
telt werden sowie für Maßnahmen der Qualitäts­
entwicklung und der Qualitätssicherungaufberei­
tet und genutzt werden. 

ru 1Nur Eltern sowie die Schülerinnen und Schü­
ler sind berechtigt, Einsicht in die sie betreffenden 
Unterlagen zu nehmen und Auskunft über die' sie 
betreffenden Daten und die Stellen zu erhalten, 
an die Daten übermittelt worden sind. 2Das Recht 
auf Einsichtnahme umfasst auch das. Recht zur 
Anfertigung oder Aushändigung von Kopien: die 
Erstattung von Auslagen kann verlangt werden. 
3Dieses Recht ist ausgeschlossen. soweit 
dadurch berechtigte Geheimhaltungsinteressen 
Dritter beeinträchtigt würden: in diesen Fällen ist 
eine Auskunft über die verarbeiteten Daten zu 
erteilen .. Zwischenbewertungen des Lernverhal­
tens in der Schule sowie persönliche Aufzeich­
nungen . der Lehrkräfte über Schülerinnen und 
Schüler und deren Eltern sind von dem Recht auf 
Einsichtnahme und Auskunft ausgenommen. 

(8) unverändert 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§ 121 
Schutz der Daten 

des Personals im Schulbereich 

(1) 1Daten der Lehrerinnen und Lehrer dürfen von 
Schulen verarbeitet werden, soweit dies zur Auf­
gabenerfüllung bei der Planung und Ermittlung 
des Unterrichtsbedarfs .. und der Durchführung des 
Unterrichts, Maßnahmen der Qualitätsentwicklung 
und der Qualitätssicherung (§ 3 Absatz 4), wis­
senschaftlichen Untersuchungen (§ 120 Absatz 
4), der Schulmitwirkung sowie in dienstrechtli­
chen, arbeitsrechtlichen oder sozialen Angele­
genheiten erforderlich ist. 2Bild- und Tonaufzeich­
nungen des Unterrichts bedürfen der Einwilligung 
der betroffenen Personen. 3Für Zwecke der Leh­
rerausbildung und Lehrerfortbildung dürfen Studi­
enseminare, Prüfungsämter und das Landesinsti­
tut für Schule die für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Daten der Prüflinge und der Leh­
renden verarbeiten. 4Lehrerinnen und Lehrer sind 
zur Angabe der erforderlichen Daten verpflichtet. 
5Andere Daten dürfen nur mit Einwilligung der 
betroffenen Personen verarbeitet werden. 6Die 
gespeichertenpersonenbezogenen. Daten dürfen 
nur den Personen zugänglich gemacht werden, 
die sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. 

(3) 1 Für Zwecke der Planung und Statistik im 
Schulbereich dürfen die nach Absatz 2 in Dateien 
der Schulaufsichtsbehörden gespeicherten Daten 
der Lehrerinnen und Lehrer dem Landesbetrieb 
Information und Technik regelmäßig übermittelt 
und zur Erstellung einer Statistik verarbeitet wer­
den, soweit die Verarbeitung von Daten mit P;er­
sonenbezug für die statistische Aufbereitung er­
forderlich ist. 2Die Daten mit Personenbezug sind 
von den Statistikdaten zum frühestmögHchen 
Zeitpunkt zu trennen und gesondert aufzubewah­
ren; soweit sie regelmäßig für statistische Aufbe­
reitungen übermittelt werden, sind sie beim Lan­
desbetrieb Information und Technik zu ·Iöschen, 
sobald die Überprüfung der Erhebungs- und 
Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit und Voll­
ständigkeit abgeschlossen ist. 

(7) Die vorstehenden Absätze gelten auch für 
sonstige an der Schule tätige Personen und für 
Personen, die sich um Einstellung oder Übernah­
me in den Schulbereich bewerben. 
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Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 121 
Schutz der Daten 

von Lehrerinnen und Lehrern 

(1) 1Daten der Lehrerinnen ·und Lehrer dürfen von 
Schulen verarbeitet werden, soweit dies zur Auf­
gabenerfüllung bei der Planung und Ermittlung 
des Unterrichtsbedarfs und der Durchführung des 
Unterrichts, Maßnahmen der Qualitätsentwicklung 
und der Qualitätssicherung .(§ 3 Absatz 4), wis­
senschaftlichen Untersuchungen (§ 120 Abs. 4), 
der Schulmitwirkung sowie in dienstrechtlichen, 
arbeitsrechtlichen oder sozialen Angelegenheiten 
erforderlich ist. 2Für Zwecke der Lehrerbildung 
sowie der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi­
cherung gemäß § 3 dürfen vom Ministerium ge­
nehmigte Bild- und Tonaufzeichnungen des Un­
terrichts erfolgen, wenn die Betroffenen rechtzeitig 
über die beabsichtigte Aufzeichnung und den 
Aufzeichnungszweck informiert worden sind. 3Für 
Zwecke der Lehrerausbildung und Lehrerfortbil­
dung dürfen Studienseminare, Prüfungsämter und 
das Landesinstitut für Schule die. für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Daten der Prüflinge 
und der Lehrenden verarbeiten. Lehrerinnen und 
Lehrer sind zur Angabe der erforderlichen Daten 
verpflichtet. 4Andere Daten dürfen nur mit Einwilli­
gung der Betroffenen erhoben werden. BDie ge­
speicherten personenbezogenen Daten dürfen 
nur den Personen zugänglich gemacht werden, 
die sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. 

(2) unverändert 

(3) 1Für Zwecke der Planung und Statistik im 
Schulbereich dürfen die nach Absatz 2 in Dateien 
der Schulaufsichtsbehörden gespeicherten Daten 
der Lehrerinnen und Lehrer dem Landesbetrieb 
Information und Technik regelmäßig übermittelt 
und zur Erstellung einer Statistik genutzt werden, 
soweit die Verarbeitung von Daten mit Personen­
bezug für die statistische Aufbereitung erforderlich 
ist. 2Die Daten mit Personenbezug sind von den 
Statistikdaten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu 
trennen und gesondert aufzubewahren; soweit sie 
regelmäßig für statistische Aufbereitungen über­
mittelt werden, sind sie beim Landesbetrieb In­
formation und Technik zu löschen, sobald die 
Überprüfung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale 
auf ihre Schlüssigkeit und Vollständigkeit abge­
schlossen ist. 

(4) bis (6) unverändert 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 122 " § 122 
Ergänzende Regelungen Ergänzende Regelungen 

(1) Das Recht der Eurol2äischen Union l im Be- (1) Ergänzend zu den §§ 120 und 121 gelten die 
sonderen die Verordnung (EU) 2016/6791 gilt un- allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften. 
mittelbar. § 120 und § 121 sowie die nachfolgen-
den Absätze 2 bis 4 beruhen auf Artikel 6 Absatz 
1 SatZ 1 Buchstabe el Absatz 3und Artikel 9 Abs. 
2 Buchstabe g) der genannten Verordnung. Er-
gänzend gelten die allgemeinen datenschutz-
rechtlichen Vorschriften. 

(2) und (3) unverändert 

(4) 1Das Ministerium bestimmt mit Zustimmung (4) Das Ministerium bestimmt mit Zustimmung des 
des für Schulen zuständigen Landtagsausschus- für Schulen zuständigen Landtagsausschusses 
ses durch Rechtsverordnung die zur Verarbeitung durch Rechtsverordnung die zur Verarbeitung 
zugelassenen Daten der Schülerinnen und Schü- zugelassenen Daten der Schülerinnen und Schü-
ler und Eltern sowie der Lehrerinnen und Lehrer. ler und Eltern sowie der Lehrerinnen und Lehrer 
der sonstigen an der Schule tätigen Personen und und regelt dabei im Einzelnen 
der Personenl die sich um Einstellung oder Über-
nahme in den Schulbereich bewerben. 2Die 
Rechtsverordnung regelt im Einzelnen 

1. die Verarbeitung der Daten der Schülerinnen 1.:. die Verarbeitung der Daten der Schülerinnen 
und Schüler und der Eltern zu den. in § 120 und Schüler und der Eltern zu den in § 120 
genannten Zwecken, genannten Zwecken, 

2. die Verarbeitung der Daten der Lehrerinnen 2. die Verarbeitung der Daten der Lehrerinnen 
und Lehrerl der sonstigen an der Schule täti- und Lehrer zu den in § 121 genannten Zwe-
gen Personen und der Personenl die sich um cken, 
Einstellung oder Übernahme in den Schulbe-
reich bewerben 1 zu den in § 121 genannten 
Zwecken~ 

Nr. 3 wird gestrichen 3. die regelmäßige Übermittlung der Daten der 
Schülerinnen und Schülerl Eltern und der 
Lehrerinnen und Lehrer an die in den §§ 120 
und 121 genannten Stellen; dabei sind' Da-
tenem I2fängerl Datenart und Zweck der 
Übermittlung festzulegen l 

Nr. 4 wird gestrichen 4. die Einrichtung automatisierter Verfahren zur 
Übermittlung von Daten der Lehrerinnen und 
Lehrer gemäß § 121 Abs.6; dabei sind' Da-
tenemQfängerl Datenart und Zweck der 

Nr. 5 wird gestrichen 
Übermittlung festzulegen l 

5. die Dauer der Sl2eicherung der Daten l Zu-
gang l Auskunftserteilung oder Akteneinsicht 
sowie das Verfahren zur Aufbewahrung l Aus-
sonderungl Löschung und Vernichtung der 
Daten und Akten. 
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Entwurf 15. Schu'lrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§ 126 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. als Eltern der. Verpflichtung zur Anmeldung 
zum Schulbesuch (§ 41 Absatz 1 Satz 1) oder 
der Verpflichtung zur schulärztlichen Untersu­
chung vor der Aufnahme in die Schule· (§ 54 
Absatz 4 Satz 1) nicht nachkommt, 

6. als Eltern oder als Schülerin oder Schüler 
nach Vollendung des 14. Lebensjahres der 
Verpflichtung zu einer schulärttlichen oder 
schulzahnärztlichen Untersuchung (§ 54 Ab­
satz 4 Satz 2) nicht nachkommt. 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 126 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. als Eltern der Verpflichtung zur Anmeldung 
zum Schulbesuch nicht nachkommt (§ 41 
Abs. 1 Satz 1), 

2. bis 5. unverändert 

7., als Träger einer Ergänzungsschule diese 6. 
ohne die erforderliche Anzeige (§ 116 Absatz 

als Träger einer Ergänzungsschule diese' 
ohne die erforderliche Anzeige (§ 116 Abs. 2) 
errichtet oder betreibt, 2) errichtet oder betreibt, 

8. als- Träger einer Ergän'zungsschule oder einer 7. 
freien Unterrichtseinrichtung durch die Be­
zeichnung oder die Verwendung von Zeug­
nissen, Schulverträgen oder Werbemateria-

als Träger einer Ergänzungsschule oder einer 
freien Unterrichtseinrichtung durch die Be­
zeichnung oder die Verwendung von Zeug­
nissen, Schulverträgen oder Werbemateria­
lien § 116 Abs. 5 und 6 oder § 119 Abs. 1 zu­
widerhandelt. 

lien § 116 Absatz 5 und 6 oder § 119 Absatz 1 
zuwiderhandelt. 

(2) 1Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße geahndet werden, die in den Fällen des 
Absatz 1 Nr. Z und §. bis zu 5.000 Euro beträgt. 
2Nach der Entlassung der oder des Schulpflichti­
gen aus der Schule (§ 53 Absatz 3 Nr.5) ist die 
Verfolgung der Ordnungswidrigkeit gemäß Absatz 
1 Nr.5 unzulässig. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße geahndet werden, die in den Fällen des 
Absatz 1 Nr. 6 und 7 bis zu 5.000 Euro beträgt. 
Nach der Entlassung der oder des Schulpflichti­
genaus der Schule ist die Verfolgung der Ord-

. nungswidrigkeit gemäß Absatz 1 Nr.5 unzulässig. 

(3) bis (4) unverändert 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

. §13 
Berufsbegleitender Vorbereitungsdienst 

Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§13 
Berufsbegleitender Vorbereitungsdienst 

(1) unverändert 

(2) Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbil- (2) Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbil-
dung sind .. dung sind 

1. ein Hochschulabschluss, der nach Regelstu­
dienzeiten von insgesamt mindestens sieben 
Semestern an einer Hochschule nach § 10 
Absatz 2 Satz 1 oder· als Abschluss eines 
Masterstudiums an einer Fachhochschule er­
worben wurde und keinen Zugang zu einem 
Vorbereitungsdienst nach § 5 eröffnet. 

§14 
Anerkennung 

(5) Das Gesetz über die Feststellung der Gleich­
wertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen in 
Nordrhein-Westfalen findet mit Ausnahme von 
dessen § 10· Absatz 3 keine Anwendung. Das 
Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung 
1. Regelungen der Europäischen Union zu An­

erkennungen nach Absatz 3 in Landesrecht 
umzusetzen und die landesrechtlichen Rege­
lungen auch auf Lehramtsbefähigungen zu 
erstrecken. die außerhalb des Geltungsbe­
reichs der Regelungen der Europäischen 
Union auf der Grundlage eines Hochschulab­
schlusses erworben wurden. 

2. die Anerkennungsbefugnis gemäß den Ab­
sätzen 1 bis 3 auf die Bezirksregierungen zu 
übertra en. 
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1. ein an einer Hochschule nach § 10 Abs. 2 
Satz 1. erworbener Hochschulabschluss nach 
Regelstudienzeiten von insgesamt mindes­
tens sieben Semestern. der keinen Zugang zu 
einem Vorbereitungsdienst nach § 5 eröffnet. 

[Absatz 2 ab hier unverändert] 

(3) unverändert 

§14 
Anerkennung 

(1) bis (4) unverändert 

(5) Das Gesetz über die Feststellung der Gleich­
wertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen in 
Nordrhein-Westfalen findet mit Ausnahme von 
dessen § 10 Absatz 3 keine Anwendung. Das 
Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung 

1. Regelungen der Europäischen Union zu An­
erkennungen nach Absatz 3 in Landesrecht . 
umzusetzen, 

2. die Anerkennungsbefugnis gemäß den Ab­
sätzen 1 bis 3 auf die Bezirksregierungen.zu 
übertragen. 



Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Synoptische Darstellung (Stand 10.07.2019) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

§20 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 

.Übergangsregelungen 

(9) 1Abweichend von Absatz 1 tritt § 28 Abs. 4 des 
Gesetzes über die Ausbildung für Lehrämter an 
öffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz -
LABG) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 325), zu­
letzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), erst am 31. 
Dezember 2023 außer Kraft. 2Bis zu diesem Zeit­
punkt erwerben auch Lehrerinnen und Lehrer mit 
der Befähigung zum Lehramt an Gymnasien und 
Gesamtschulen und Lehrerinnen und Lehrer mit 
der Befähigung zum Lehramt für die Sekundarstu­
fe 11 sowie lehrerinnen und lehrer mit der Befähi­
gung zum Lehramt an Berufskollegs die Befähi­
gung zum Lehramt an Grund-, Haupt- und Real­
schulen und den entsprechenden Jahrgangsstu­
fen der Gesamtschulen, wenn mindestens eine 
ihrer Lehrbefähigungen einem Ausbildungsfach 
des angestrebten Lehramts in der jeweiligen 
Schulform entspricht, und die zuständige Schul­
aufsichtsbehörde aufgrund einer mindestens 6-
monatigen hauptberuflichen Tätigkeit an einer 
Schule ohne gymnasiale Oberstufe oder in der 
Sekundarstufe I der Gesamtschulen feststellt, 
dass sie über die fachlichen Qualifikationen für 
das angestrebte Lehramt verfügen. 3DieFeststel­
lung erfolgt aufgrund einer dienstlichen Beurtei­
lung und eines zusätzlichen einstündigen Kollo­
quiums sowie einer Fortbildung in einem Fach des 
didaktischen Grundlagenstudiums nach § 13 Abs. 
1 Nr. 3 des Lehrerausbildungsgesetzes vom 2. 
Juli 2002. 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün­
dung in Kraft. 

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes als Ersatzschulen genehmigten und 
betriebenen Studienkollegs können entsprechend 
der jeweils nach § 101 Absatz 1 erteilten oder 
§ 132 Absatz 4 fortgeltenden Genehmigung über­
gangsweise bis längstens zum Ablauf des Haus­
haltsjahres 2021 fortgeführt werden und haben bis 
dahin Anspruch auf die zur Durchführung ihrer 
Aufgaben und zur Erfüllung ihrer Pflichten erfor­
derlichen öffentlichen Zuschüsse nach Maßgabe 
der §§ 1 05 ff. 
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Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

§ 20 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 

Übergangsregelungen 

(1) bis (8) unverändert 

(9) 1Abweichend von Absatz 1 tritt § 28 Abs. 4 des 
Gesetzes über die Ausbildung für Lehrämter an 
öffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz -
LABG) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 325), zu­
letzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), erst am 31. 
Dezember 2021 außer Kraft. 2Bis zu diesem Zeit­
punkt erwerben auch Lehrerinnen und Lehrer mit 
der Befähigung' zum Lehramt an Gymnasien und 
Gesamtschulen und Lehrerinnen und Lehrer mit 
der Befähigung zum Lehramt für die Sekundarstu­
fe 11 sowie lehrerinnen und lehrer mit der Befähi­
gung zum Lehramt an Berufskollegs die Befähi­
gung zum Lehramt an Grund-, Haupt- und Real­
schulen und den entsprechenden Jahrgangsstu­
fen der Gesamtschulen (Schwerpunkt Haupt-, 
Real- und Gesamtschule), wenn mindestens eine 
ihrer Lehrbefähigungen einem Ausbildungsfach 
des angestrebten Lehramts entspricht, und die 
zuständige Schulaufsichtsbehörde aufgrund einer 
mindestens 6-monatigen hauptberuflichen Tätig­
keit an Haupt- oder Realschulen oder in der Se­
kundarstufe I der Gesamtschulen feststellt, dass 
sie über die fachlichen Qualifikationen für das 
angestrebte Lehramt verfügen. 3Die Feststellung 
erfolgt aufgrund einer dienstlichen Beurteilung 
und eines zusätzlichen einstündigen Kolloquiums 
sowie einer Fortbildung in einem Fach des didak­
tischen Grundlagenstudiums nach § 13 Abs. 1 Nr. 
3 des Lehrerausbildungsgesetzes' vom 2. Juli 
2002. 

(10) bis (12) unverändert 



Zu Artikel 1 

Zu § 10 

Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15., SchulRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 24 

Zu § 15 

Aufgrund des vielfältigen Schulangebots und der Durchlässigkeit zwischen den 
Schulformen besteht für Realschulen in der Aufbauform kein Bedarf mehr. Daher 
wird die Errichtung solcher Schulen sowohl in öffentlicher als auch in freier Träger­
schaft künftig nicht mehr möglich sein. Von den zuletzt acht Realschulen in der 
Aufbauform (zwei öffentliche Schulen sowie sechs Ersatzschulen) in Nordrhein­
Westfalen sind zwei ,Ersatzschulen bereits endgültig aufgelöst, fünf weitere Schu­
len laufen aus. Der Schulträger kann die verbliebene (öffentliche) Schule in Köln in 
eine Realschule der Regelform ändern, soweit dafür ein Bedürfnis besteht. 

Zu § 22 

Die Möglichkeit einer flexiblen Bildungsgangeinrichtung auch in Teilzeitform oder 
einer Kombination aus VoUzeit- und Teilzeitform wird auf die Berufsfachschule er­
weitert. 

Zu §24 

Das Kolleg für Aussiedlerinnen und Aussiedler wurde angesichts sinkender Studie­
rendenzahlen seit dem Jahr 2009 als Abteilung IV der Anita-Lichtenstein­
Gesamtschule Geilenkirchen geführt. Eine entsprechende Vereinbarung bestand 
zwischen dem Ministerium für Schule und Bildung und der Stadt Geilenkirchen. 
Das Ministerium für Schule und Bildung hat einer weiteren Verlängerung der Ver­
einbarung mit Schreiben vom 2. Februar 2018 widersprochen. Damit tritt die Ver­
einbarung, am 1. August 2019' außer Kraft. Die bis zum Jahr 2017 bereits aufge­
nommenen Studierenden können ihren Bildungsgang ordnungsgemäß beenden. 

Es besteht nur noch eine äußerst geringfügige Nachfrage nach dem ge~etzlich 
vorgesehenen besonderen Bildungsgang des Kollegs für Aussiedlerinnen und 
Aussiedler, so dass eine Weit~rführung - auch unter Berücksichtigung des vielfäl­
tigen und flächendeckenden Alternativangebotes für die Erlangung einer Hoch­
schulzugangsberechtigung - nicht mehr erforderlich ist. 

Die Anzahl der Neuanmeldungen pro Jahr lag in den vergangenen Jahren regel­
mäßig in einem sehr niedrigen zweistelligen Bereich. In dem seit 1996 ausschließ­
lich angebotenen zweijährigen Bildungsgang hat es 2017 nur noch 14 Anmeldun~ 
gen gegeben. Hinzu kommt, dass das Bildungsangebot in den letzten Jahren ver­
mehrt von Studierenden mit Wohnsitz in anderen Bundesländern wahrgenommen 
wird. Der NRW-Anteil betrug 2017 nur 6 von 14 Anmeldungen. 

Im Jahr 2007 hat die Landesregierung die Auflösung aller staatlichen Studienkol­
legs in Nordrhein-Westfalen beschlossen. Diese schulorganisatorische Grundsatz­
entscheidung ist bis zum Sommersemester 2010 vollzogen worden. 

Vorangegang~n war eine Prüfung des Landesrechnungshofes, der sich in seinem 
Jahresbericht 2006 ausdrücklich gegen die Beibehaltung der Studienkollegs in ih­
rer bisherigen Form ausgesprochen hatte. Unter anderem hatte er festgestellt, 
dass nur, die, Hälfte der jährlich 800 Absolventinnen und Absolventen tatsächlich 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

ein Studium in Nordrhein-Westfalen aufgenommen hatte. Dem Aufwand für die 
Ausbildung an den Studienkollegs sah man daher nur einen vergleichsweise ge­
ringen Nutzen für die nordrhein-westfälischen Universitäten gegenüber. Ungeach­
tet dessen ist § 24 unverändert geblieben. 

Der Fortbestand der Regelungen zu den Studienkollegs imSchulgesetz hat zur 
Konsequenz, dass weiterhin Studienkollegs als Ersatzschulen betrieben und neu 
errichtet werden können. Sind die Voraussetzungen für die Erteilung der Geneh-· 
migung erfüllt, besteht ein Anspruch auf Erteilung (§ 101 Absatz 1 Satz 2). Aller­
dings fehlt es seit der Aufhebung der Verordnung über die Studienvorbereitung 
und die Prüfungen am Studienkolleg (APO-SK) vom 8. April 2003 im Jahr 20' 0 an 
Standards, anhand derer die Gleichwertigkeit eines Studienkollegs in freier Träger­
schaft geprüft werden könnte. 

Träger von Ersatzschulen haben Anspruch auf die zur Durchführung ihrer Aufga­
ben und zur Erfüllung ihrer Pflichten erforderlichen Zuschüsse des Landes (Artikel 
8 Absatz 4 Satz 3 der Landesverfassung) nach näherer Bestimmung der §§ 105 ff. 

In der Lebenswirklichkeit haben sich neben den bestehenden Studienkollegs als 
Ersatzschulen, die kostenlose Vorbereitungskurse auf die Prüfung zur Feststellung 
der Eignung zur Aufnahme eines. Studiums an einer deutschen Hochschule anbie­
ten, eine Vielzahl privatrechtlicher Einrichtungen entwickelt, die entsprechende ge­
bührenpflichtige Angebote machen. Mit der Aufhebung des § 24 wird mit Blick auf 
die Feststellungen des Landesrechnungshofs der Weg konsequent weiterverfolgt, 
der mit der Umsetzung der Grundsatzentscheidung aus dem Jahr 2007 einge­
schlagen wurde. Künftig können keine Studienkollegs als Ersatzschulen mehr er­
richtet werden. Für die zum Zeitpunkt des Gesetzesbeschlusses genehmigten und 
betriebenen Studienkollegs als Ersatzschulen gilt die Übergangsvorschrift in Artikel 
3 dieses Gesetzes. . 

Zu §25 

Mit Ergänzung des Absatzes 4 wird eine ausdrückliche Gesetzesgrundlage für eine 
dauerhafte Fortführung von Versuchsschulen geschaffen. Deren Träger kann aus­
schließlich das Land sein (§ 78 Absatz 7). Dies betrifft gegenwärtig die Laborschu­
le des Landes Nordrhein-Westfalen an der Universität Bielefeld und das Oberstu­
fen-Kolleg an der Universität Bielefeld. 

Bisher können Versuchsschulen grundsätzlich nur befristet vorgehalten werden. 
Die Dauer ist im Versuchsprogramm festzulegen. Zur Steuerung der Fortentwick­
lung des Schulwesens und Systematisierung von Erprobungsvorhaben im Auftrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen besteht jedoch ein Bedarf, einzelne Versuchs­
schulen auch dauerhaft fortzuführen und ihnen je nach Bedarf die Erprobung z.B. 
neuer Unterrichtsinhalte, Leh rverfahren , Verfahren der Evaluation von Unterricht, 
Verfahren der Lernstandserhebung und Leistungsbeurteilung und der Unterrichts-
organisation zu übertragen. . 

Zu § 34 

Die Vorschrift knüpft die Schulpflicht in Nordrhein .. Westfalen an einen dort beste­
henden Wohnsitz, den gewöhnlichen Aufenthalt oder das Vorhandensein einer 
Ausbildungs- oder Arbeitsstätte, enthält jedoch keine Legaldefinitionen dieser Be­
griffe. Einen Wohnsitz im Sinne von § 7 BGB begründet, wer sich an einem Ort 
ständig niederlässt. Der gewöhnliche Aufenthalt setzt ein tatsächliches Verweilen 
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von gewisser Dauer voraus. Die Anmeldung bei der Meldebehörde im Sinne von § 
17 Absatz 1 Bundesmeldegesetz ist ein deutl.iches Indiz, dass ein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt in Nordrhein-Westfalen begründet werden soll. Damit ist 
die im Melderegister gespeicherte Anschrift ein geeigneter Anknüpfungspunkt für 
eine Prüfung, ob eine Schulpflicht im Sinne der Vorschrift vorliegt. Die Anfügung 
des Satzes 2 dient der KlarsteIlung und Verwaltungsvereinfachung. Die gesetzliche 
Ausgestaltung als widerlegbare Vermutung gewährleistet, dass Besonderheiten 
und Einzelfallumstände (z.B. Nebenwohnungen, Auseinanderfallen von Wohnsitz 
und gewöhnlichem Aufenthalt) auch weiterhin ausreichend berücksichtigt werden 
können. 

Zu §35 

Der Begriff "Schulfähigkeifl wird bereits in Satz 1 ausreichend umschrieben und 
wird zudem im öffentlichen Gesundheitsdienst grundsätzlich nicht mehr verwendet. 

Zu §40 

Im Schulgesetz soll grundsätzlich der Begriff "schulärztliches Gutachten" verwen­
det werden. Der bisherige Verweis in Satz 2 auf die untere Gesundheitsbehörde ist 
überflüssig, da die schulärztliche Dienst immer bei der unteren Gesundheitsbehör­
de angesiedelt ist (vgl. § 54 Absatz 1 Satz 2). 

Zu §43 

Zu Absatz 2 

Im Schulgesetz soll grundsätzlich der Begriff "schulärztliches Gutachten" verwen­
det werden (siehe bereits zu § 40 Absatz 2). Der bisherige alternative Verweis in 
Satz 2 auf ein "amtsärztliches" Gutachten ist. redundant, da ein schulärztliches 
Gutachten immer auch ein amtsärztliches Gutachten ist. 

Zu Absatz 3 

Synchronisierung mit § 40 Nummer 5. Das "Mutterschutzgesetz gilt unmittelbar für 
Schülerinnen. 

Zu § 51 

Schülerinnen und Schüler von Ersatzschulen eigener Art im Sinne von § 100 Ab­
satz 6 können Abschlüsse nach dem Schulgesetz nur im Wege der Externenprü­
fung erwerben, weil diese Schulen nach § 100 Absatz 6 Satz 2 nicht - wie die an­
deren Ersatzschulen - mit hoheitlichen Funktionen beliehen sind. 

Zu§52 

Zu Absatz 1 

Da im Schulgesetz derzeit keine Ermächtigung besteht, auf deren Grundlage auf 
verordnungsrechtlicher Ebene besondere Regelungen für neu zugewanderte 
Schülerinnen und Schüler getroffen werden können, wird Absatz 1 in Nr. 19 um 
diese Ermächtigungsgrundlage ergänzt. 

Derzeit erhalten mehr als 90.000 neu zugewanderte Schülerinnen und Schüler in 
Nordrhein-Westfalen eine Deutschförderung an allgemeinbildenden Schulen. Das 
Beherrschen der deutschen Sprache ist eine unerlässliche Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Teilnahme am Regelunterricht und der Schlüssel für eine gelingende 
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Integration auch im außerschulischen Alltag. 

Während in der Vergangenheit die schnelle Bereitstellung von Schulplätzen für 
eine zügige Beschulung von neu zugewanderten Schülerinnen und Schülern im 
Vordergrund stand, geht es nunmehr primär um die Frage eines erfolgreichen 
Übergangs in das Regelsystem, da eine Vielzahl der betroffenen Schülerinnen und 
Schüler nun das Ende der grundsätzlich maximal zweijährigen Deutschförderung 
erreicht haben. 

Während des Zeitraumes, in dem neu zugewanderte Schülerinnen und, Schüler 
zunächst an den allgemeinbildenden Schulen eine Deutschförderung erhalten I sind . 
sie noch keinem Bildungsgang zugeordnet. 

Ihr Bildungsweg wird aktuell übergangsweise durch den überarbeiteten Erlass "In­
tegration und Deutschförderung neu zugewanderter Schülerinnen und Schüler" 
des Ministeriums für Schule und Bildung geregelt. 

Um die Deutschförderung, die Beschulung außerhalb eines Bildungsgangs und die 
spätere Eingliederung der neu zugewanderten Schülerinnen und Schüler in einen 
Bildungsgang auf eine rechtliche Grundlage zu stellen, müssen die Ausbildungs­
und Prüfungsordnungen angepasst werden. 

Im Berufskolleg werden neu zugewanderte Jugendliche, die noch nicht über die 
erforderlichen Sprachkenntnisse für die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht ver­
fügen, in den Internationalen Förderklassen (im Rahmen derAusbildungsvorberei­
tung) oder in der Vorklasse "Fit für Mehr" beschult. Diese Angebote werden über­
gangsweise durch den Runderlass "Besondere Bestimmungen für den Unterricht 
für geflüchtete Jugendliche im Alter von 16 bis 25 Jahren Schülerinnen und Schü-· 
ler in Klassen des Berufskollegs" (BASS 13-63 Nr. 4) und die Verwaltungsvorschrif­
ten zur Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg (APO-BK) geregelt. 

Zu Absatz 3 

Aus Anlass der Neubildung der Landesregierung wurden die Geschäftsbereiche 
einiger oberster Landesbehörden neu abgegrenzt (Bekanntmachung über Ände­
rungen der Geschäftsbereiche der obersten Landesbehörden vom 13. Juli 2017, 
GV. NRW. S. 699). Aus dem ehemaligen Ministerium für Schule und Weiterbildung 
ging das Aufgabengebiet Allgemeine Weiterbildung, Weiterbildungsgesetz, Arbeit­
nehmerweiterbildungsgesetz in den Geschäftsbereich des ehemaligen Ministeri­
ums für Innovation, Wissenschaft und Forschung über. Das Ministerium für Schule 
und Bildung ist daher für den Erlass der Verordnung für die Prüfung im Rahmen 
von vorbereitenden Lehrgängen an Weiterbildungseinrichtungen nicht mehr zu~ 
ständig; die Regelung ist aufzuheben. Ein Erfordernis zur Beteiligung des Ministe­
riums für Schule 'und Bildung besteht jedoch nach wie vor. 

Zu §54 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 Nr. 1 handelt es sich im Wesentlichen um eine redaktionelle Änderung. 
Untersuchungen anlässlich eines erreichten Schulabschlusses (sog. Ent'assungs~ 
untersuchungen) werden in der Praxis seit vielen Jahren ganz überwiegend nicht 
mehr durchgeführt. Daher wird diese Untersuchung aus der Vorschrift herausge­
nommen. Sollte ausnahmsweise eine Entlassungsuntersuchung durchgeführt wer­
den, so kann diese unter den Begriff " Untersuchungen tI gefasst werden. 
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Redaktionelle Änderungen. In Nummer 2 wird das Wort "Überwachung" durch das 
Wort "Betreuung" ersetzt. ' 

Zu Absatz 3 

Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 3. 

In Absatz 3 wird klargestellt, dass konkrete Gefahrensituationen im schulischen 
Alltag durch Schülerinnen und Schüler nicht nur ,Jn der Schule" auftreten können, 
sondern auch an anderen schulischen Veranstaltung, zum Beispiel solchen, die 
außerhalb des Schulgebäudes I Schulgeländes stattfinden (z.B. Tagesausflüge, 
Klassenfahrten). Ferner wird nach Satz 3 klargestellt, dass auch bei einem vorläu­
figen Ausschluss aufgrund von Gefahr im Verzuge ein schulärztliches Gutachten 
einzuholen ist. Die Gefahrenlage "Gefahr im Verzug" lässt allerdings nur die nach­
trägliche 'Einholung eines solchen Gutachtens zu. Auch nach geltendem Recht ist 
ein schulärztliches Gutachten nachträglich einzuholen, was jedoch in manchen 
Fällen aufgrund der nicht ausdrücklichen Festschreibung im Gesetzestext überse­
hen wurde. 

Zu Absatz 4 

Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4. 

Nach Absatz 4 sollen Schülerinnen und Schüler nicht nur zur Teilnahme an Rei­
henuntersuchungen~ insbesondere zur Einschulung, verpflichtet werden (Satz 1), 
sondern grundsätzlich zur Teilnahme an Untersuchungen, die einem schulärztli­
chen Gutachten vorausgeht (Satz 2). Das Schulgesetz sieht in verschiedenen Zu­
sammenhängen schulärztliche Untersuchungen vor, deren Durchführung zur Erfül­
lung des staatlichen Bildungsauftrages erforderlich sind: 

• schulärztliches Gutachten bei Zurückstellung von der Schulpflicht bei Vorliegen 
von erheblichen gesundheitlichen Gründen (§ 35 Absatz 3 Satz 2)" 

• schulärztliches Gutachten bei Entscheidung über das Ruhen der Schulpflicht 
(§ 40 Absatz 2 Satz 2), 

• schulärztliches Gutachten bei begründeten Zweifeln, ob Unterricht aus ge­
sundheitlichen Gründen versäumt wird (§ 43 Absatz 2 Satz 3), 

• schulärztliches Gutachten im Zusammenhang mit einem Ausschluss vom 
Schulbesuch aufgrund konkreter Gefahr für die physische oder psychisches 
Unversehrtheit anderer oder die eigene (§ 54 Absatz 3 Satz 2 sowie Satz 4). 

Eine Teilnahme an diesen Untersuchungen ist daher unverzichtbar. Die Reihenun­
tersuchungen anlässlich der Einschulung werden aufgrund der Relevanz dennoch 
als Beispiel (,Jnsbesondere') hier aufgeführt. Gestrichen wird in Absatz 3 (alt) der 
bisherige Satz 2. Der Verweis auf das Infektionsschutzgesetz ist für die Schulen 
nicht relevant, da sie für die Umsetzung dieses Gesetzes nicht zuständig sind. 

,Zu §55 

Mit Ergänzung in Absatz 1 der Vorschrift wird insbesondere im Interesse der Schü­
lerinnen und Schüler die Vermietung von z.B. Schließfächern, Spinden, Laptop­
schränken oder auch Fahrradboxen durch Drittanbieter in der Schule ermöglicht. 
Schülerinnen und Schülern kann so künftig die Gelegenheit geboten werden, vor 
allem im Unterricht benötigte Gebrauchs- und Übungsmaterialen (wie z.B. Schul­
bücher, Sportbekleidung, Zeichenmaterial) und weitere persönliche Gegenstände 
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verschlossen aufzubewahren. Neben dem Sicherheitsaspekt kann sich durch Ver­
meidung des Transports von Gegenständen für die Schülerinnen und Schüler eine 
Entlastungswirkung ergeben. Durch die Formulierung wird sichergestellt, dass die 
wirtschaftliche Betätigung in der Schule auch weiterhin nur ausnahmsweise zuläs-
sig ist. . 

Die Bereitschaft zum sozialen Handeln zu wecken, ist ein zentrales Ziel schuli­
scher Erziehung (Artikel 7 Absatz 1 LVerf;§ 2 Absatz 2 SchuIG). Vor diesem Hin­
tergrund ist bereits jetzt an Schulen ein vielfältiges Engagement zur Unterstützung 
gemeinwohlorientierter Zwecke etabliert (z.B. die Durchführung von "Spendenläu­
fer(). Mit dem geänderten Satz 3 des Absatzes 2 wird hierfür eine ausdrückliche 
gesetzliche Grundlage geschaffen. Bei der Beteiligung an oder Durchführung von 
Sammlungen ist jedoch sicherzustellen, dass dabei ein Bezug zum Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schule besteht und der Sammlung eine eigenständige Or.;. 
ganisation der Schule zu Grunde liegt. 

Zu § 66 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 24. 

Zu § 68 

Voraussetzungen für die Mitgliedschaft der einzelnen Lehrkraft in der Lehrerkonfe­
renz sind ihr aktives Dienstverhältnis und ihre daraus folgende Verpflichtung zur 
Unterrichtserteilung sowie zur Wahrnehmung der ihr im Übrigen obliegenden 
dienstlichen Aufgaben. Daher endet die Mitgliedschaft einer Lehrkraft in der Leh­
rerkonferenz in dem Zeitpunkt, zu dem sie unter Fortfall der Dienstbezüge beur­
laubt wird, z.B. für die Dauer ·einer Elternzeit nach § 9 Freistellungs- und Urlaubs­
verordnung. 

Findet während dieser Zeit eine Wahl zum Lehrerrat statt (§ 69 Absatz 1), sind die­
se Lehrkräfte weder wahlberechtigt noch wählbar. Mitglied der Lehrerkonferenz ist 
auch, wer teilweise oder vollständig an eine andere Schule als die Stammschule . 
abgeordnet ist. 

Eine Lehrkraft, die teilweise an eine andere Schule als die Stammschule abgeord­
net ist, ist auch Mitglied der dortigen Lehrerkonferenz; bei einer vollständigen Ab- . 
ordnung ist die· Lehrkraft nur Mitglied der Lehrerkonferenz der aufnehmenden 
Schule. 

Die Änderung entspricht der geltenden Praxis und ist keine Einschränkung der 
Rechte der Lehrkräfte. Sie dient insoweit der KlarsteHung und stärkt die rechtssi­
chere Anwendung. 

Zu §69 

Als Beendigungsgrund für die Mitgliedschaft im Lehrerrat vor Ablauf der Amtszeit 
von vier Jahren (§§ 64 Absatz 2 Sätze 2 und 3, Absatz 3, 69 Absatz 1 Satz 1) ist 
bislang eine Mandatsniederlegung durch ein einzelnes Mitglied nicht vorgesehen. 
Auch sind die entsprechenden Regelungen des Landespersonalvertretungsgeset­
zes auf den Lehrerrat nicht übertragbar. Nachverwaltungsgerichtlicher .Rechtspre­
chung sind daher entsprechende. Erklärungen unwirksam mit der Folge, dass das 
Mandat bestehen bleibt. Weiter folgt daraus, dass eine Mandatsniederlegung, 
auch, wenn sie selbst unwirksam ist, zugleich wegen der Nichterfüllung dienstli-
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cher Aufgaben eine Dienstpflichtverletzung darstellt, die die Schulleiterin oder der 
Schulleiter nach § 21 Absatz 5 ADO beanstanden und im Fortsetzungsfall der 
dienstaufsichtlich zuständigen Schulaufsichtsbehörde melden muss. Mit der Neu­
regelung wird die Möglichkeit geschaffen, dass die einzelne Lehrkraft selbst abwä­
gen und entscheiden kann, wie lange sie ein freiwillig übernommenes Mandat 
wahrnehmen möchte. 

Die Neuregelung ist auch erforderlich für den Fall der Bestellung einer Lehrerin zur 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen (§ 15a LGG), die nicht zugleich Mit­
glied im Lehrerrat sein darf. 

Zu §72 

Zu Absatz 1 Satz 2 

Der Wortlaut der Regelung, der den an den Sitzungen teilnehmenden Stellvertrete­
rinnen und Stellvertretern eine Beratungsfunktion einräumt, führte in Einzelfällen 
zu Verunsicherung und Missverständnissen, wie im Falle einer Verhinderung der 
jeweiligen ordentlichen Mitglieder (Vorsitzende und Vertretungen von Klassen- o­
der Jahrgangsstufenpflegschaften) zu verfahren ist-. Die Änderung dient der Klar­
stellung und vollzieht ein in der Praxis vorliegendes Verständnis des mit der Wahr­
nehmung einer stellvertretenden Funktion bei Bedarf auszuübenden Stimmrechtes 
nach. Indem das Interesse der stellvertretenden Vorsitzenden an einer Teilnahme 
von Sitzungen der Schulpflegschaft gefördert wird, dient die Änderung zugleich der 
Kontinuität der dort geführten Beratungen. 

Zu Absatz 1 Satz 3 

DasSchulgesetz trifft keine Regelung dazu, ob es möglich ist, zu Vorsitzenden 
mehrererKlassenpfiegschaften oder Vertretern mehrerer Jahrgangsstufenpflegs-

. chaften gewählt werden zu können; Mehrfachkandidaturen von Eltern waren daher 
nicht· ausdrücklich ausgeschlossen. Zudem findet bei Abstimmungen das Prinzip 
Anwendung, dass jedes Mitglied oder jeder gewählte Vertreter in einem Schulmit­
wirkungsgremium nicht mehr als eine Stimme hat. In den Fällen einer erfolgreichen 
Mehrfachwahl führt dies dazu, dass Klassenpflegschaftsvorsitzende oder Jahr­
gangsstufenvertreter in der Schulpflegschaft ihr Stimmrecht nicht für alle Klassen­
ader Jahrgangsstufenpflegschaften ausüben können, in denen sie gewählt sind. 
Die Änderung stellt nunmehr klar, dass Mehrfachwahlen zulässig sind und in die­
sen Fällen ein Stimmrecht für jede einzelne vertretene Klassen- oder Jahrgangs­
stufenpflegschaft besteht. Dies dient der Stärkung des Engagements von Eltern in 
der schulischen Mitwirkung und trägt zugleich zur Rechtssicherheit bei. 

Zu §73 

Die bisherige Regelung, dass die Jahrgangsstufenpflegschaft für jeweils 20 Schü­
lerinnenund Schüler eine' Vertreterin oder einen Vertreter für die Schulpflegschaft 
wählt, hat wiederholt zu Auslegungsfragen geführt. Die Änderung dient der Klar­
stellung. 

Zu §75 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 24. 
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Folgeänderung zur Aufhebung des § 24. 

Zu § 81 

Mit dem neuen Absatz 4 wird eine ausdrückliche Ermächtigungsgrundlage zur Bil­
dung von Mehrklassen geschaffen. 

Eine Mehrklasse liegt vor, wenn die Anzahl der Parallelklassen in Abweichung von 
der, durch die Schulaufsicht, genehmigten Zügigkeit nur vorübergehend (höchs­
tens in zwei aufeinander folgenden Schuljahren) erhöht wird. 

Mit der Mehrklassenbildung wird ermöglicht, auf vorübergehende Zunahmen der 
Zahl der Schülerinnen und Schüler flexibel zu reagieren, ohne dass eine dauerhaf­
te strukturelle Maßnahme getroffen wird. Damit ist die Bildung einer Mehrklasse 
von einer dauerhaften Zügigkeitserhöhung abzugrenzen, die eine Änderung einer 
Schule im Sinne des Absatz 2 ist. 

Oie Mehrkfassenbildung darf das vom Schulträger festgefegte Schufangebot nicht 
zum Nachteil anderer Schulen verändern. Solche Entscheidungen bleiben den auf 
Dauer angelegten schulorganisatorischen Beschlüssen der Schulträger zur Errich­
tung, Fortführung oder Auflösung von Schulen - gemäß des Absatzes 2- vorbe­
halten. 

Die Bildung einer Mehrkasse berührt zum einen die vom Schulträger getroffene 
Rahmenfestlegung hinsichtlich der Zügigkeit, zum anderen betrifft sie da~ Organi­
sationsrecht der Schulleitung zur Bildung von Klassen. Daherist es erforderlich, 
dass zwischen der Schulleitung und dem Schulträger ein Einvernehmen über die 
Bildung einer Mehrklasse besteht. 

Der Beschluss über die Bildung einer Mehrklasse bedarf der Genehmigung durch 
die obere Schulaufsichtsbehörde (Bezirksregierung). Die Genehmigung darf re­
gelmäßig nicht erteilt werden, wenn insbesondere 

• die für die Bildung einer Mehrklasse erforderlichen personellen, räumlichen 
und sächlichen Voraussetzungen nicht vorliegen oder . 

• die Aufnahmekapazitäten innerhalb der Schulen einer Schulform im Gebiet 
des Schulträgers ·nicht ausgeschöpft und damit durch die Mehrklassenbil­
dung ~ine oder mehrere dieser Schulen in ihrem Bestand gefährdet sind. 

Zu § 82 

Aus schulfachlichen und organisatorischen Gründen ist es grundsätzlich erforder­
lich, dass an einer Sekundarschule drei Parallelklassen pro Jahrgang eingerichtet 
werden. Erreicht eine Sekundarschule die gesetzliche Fortführungsgröße dauer­
haft nicht mehr, kann im Interesse des Erhalts eines schulischen Angebots der Se­
kundarstufe I auch die Fortführung einer Sekundarstufe mit lediglich zwei Parallel-' 
klassen zugelassen werden, wenn in der Gemeinde andernfalls kein Unterricht in 
der Sekundarstufe I erteilt werden könnte. Besteht neben der Sekundarschule in 
der Gemeinde ein Gymnasium als Schule der Sekundarstufen I und 11 (§ 10 Absatz 
5), kann die Sekundarschule gleichwohl zweizügig fortgeführt werden. Dafür ist ein 
schlüssiges pädagogisches Konzept erforderlich. 

Der Gesetzentwurf folgt hier dem Beschluss des Landtags "Zweizügige Fortfüh­
rung von Sekundarschulen ermöglichen - Eltern, Lehrern und Gemeinden im länd-
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lichen Raum Planungssicherheit geben" vom 27. November 2017 (L T 
Drs.17/1114). 

Zu §84 

Die Ersetzung des Wortes "Rechtsverordnung" durch das Wort "Satzung" dient der 
Schaffung von Rechtsklarheit hinsichtlich der Form und des Verfahrens. Beste­
hende Zuständigkeiten werden nicht verändert; ebenso werden keine neuen mate­
riellen Voraussetzungen geschaffen. 

Zu §88 

Die Norm wird sprachlich gestrafft und um eine Verordnungsermächtigung ergänzt. 
Die Zuständigkeit des Schulamtes als untere Landesbehörde gemäß § 9 Absatz 2 
Landesorg,anisationsgesetz (LOG) für'diegesamte Schulaufsicht über die landes­
weit rund 2.800 Grundschulen in öffentlicher und in freier Trägerschaft bleibt un­
verändert. Die Schulämter unterstehen den Bezirksregierungen. 

Nach geltendem Recht unterscheidet § 88 SchulG bei den Aufgaben der Schulauf­
sicht über die Haupts,chulen und die meisten Förderschulen zwischen der Dienst­
aufsicht und der Fachaufsicht. Die Dienstaufsicht erstreckt sich nach § 12 Absatz 1 
LOG auf den Aufbau, die innere Ordnung, die allgemeine Geschäftsführung und 
die Personalangelegenheiten einer Behörde. Die Fachaufsicht erstreckt sich nach 
§ 13 Absatz 1 LOG auf die recht- und zweckmäßige Wahrnehmung der Aufgaben. 

Die Dienstaufsicht über die in § 88 Absatz 3 Satz 3 genannten Schulen nimmt die 
Bezirksregierung wahr; sie ist damit für die Personalangelegenheiten der Lehrerin­
nen und Lehrer zuständig. Die Fachaufsicht übt das Schulamt aus. 

Die Zusammenführung von Dienstaufsicht und Fachaufsicht über die zuvor ge­
nannten Schulen kann insbesondere als Beitrag zur' Wirtschaftlichkeit der öffentli­
chen Verwaltung vor allem bei weiter sinkenden Zahlen von Schulen in Frage 
kommen. Die Ergänzung um eine Verordnungsermächtigung erlaubt der zuständi­
gen obersten Landesbehörde eine zeitnahe Reaktion auf veränderte Gegebenhei­
ten und wahrt die verfassungsrechtlichen Grenzen der Organisationsbefugnisse 
der öffentlichen Verwaltung. 

Ministerium im Sinne dieser Vorschrift ist das für das Schulwesen zuständige Mi­
nisterium (§ 128 Absatz 2 SchuIG). 

Zu § 95 

Bei der Verwaltung von treuhänderischen Geldern (z.B. für Klassenfahrten oder 
Tagesausflüge) nutzen Lehrkräfte teilweise ihre privaten Konten, sodass sich pri­
vate und dienstliche Angelegenheiten vermischen können. Um sie davor zu schüt­
zen, soll nunmehr das Schulgirokonto für die Verwaltung von treuhänderischen 
Geldern genutzt werden können. Dieses ist bislang nicht möglich, da Satz 2 eine 
solche Nutzung bislang ausschließt, handelt es sich doch bei treuhänderischen 
Geldern nicht um eigene Einnahmen der Schulen. 

Unbeschadet bleibt davon die Möglichkeit des Schulträgers, für treuhänderische 
Gelder ein eigenständiges Schulgirokonto einzurichten. 
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Zu § 103 

Zu Absatz 1 

Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

Mit der Ergänzung des Absatzes 1 Satzes 1 hinsichtlich der Übernahme in den 
Schulaufsichtsdienst wird Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhabern, die die 
fachlichen Voraussetzungen für eine Tätigkeit im Schulaufsichtsdienst gemäß § 35 
der Laufbahnverordnung NRW erfüllen, die Besitzstand wahrende unmittelbare 
Übernahme in den Schulaufsichtsdienst ermöglicht. Bisher ist ein Wechsel in den 
Schulaufsichtsdienst für Planstellenirihaberinnen und Planstelleninhaber nur nach 
einer vorherigen Übernahme in den öffentlichen Schuldienst möglich. 

Die Besitzstand wahrende Übernahme im Schuldienst ist bisher lediglich für den 
Wechsel einer Planstelleninhaberin oder eines Planstelleninhabers in den öffentli­
chen Schuldienst geregelt (Absatz 1 Satz 1). Für den umgekehrten Wechsel ein­
schließlich des Wechsels vom Ersatzschuldienst in den Schulaufsichtsdienst be­
steht vor dem Hintergrund der 2013 erfolgten Ablösung des Systems der Besol­
dung nach dem Besoldungsdienstalter durch ein System von Erfahrungsstufen -
im Hinblick auf den ursprünglichen Willen des Gesetzgebers, die Durchlässigkeit 
zwischen öffentlichem Schuldienst und Ersatzschuldienst zu fördern - eine Rege­
lungslücke. Sie wird mit den eingefügten Sätzen 2 und 3 (neu) geschlossen. Da­
nach wird die bisherige Erfahrungsstufe bei einem Wechsel einer Lehrkraft vom 
Ersatzschuldienst in den öffentlichen Schuldienst und umgekehrt beibehalten. Dies 
schließt die Fälle ein, in denen eine Lehrkraft beim Wechsel (zunächst) beurlaubt 
wird. 

Zu Absatz 3 

Aufgrund einer Entscheidung des OVG Münster vom 09.12.2015 bedarf es der 
Beurlaubungsregelung (Beurlaubung von bis zu 5 Jahren) nach Absatz 3 Satz 1 
nicht mehr zur Sicherung der Versorgungsanwartschaften beim Ersatzschulträger. 
Absatz 3 Satz 1 kann daher gestrichen werden. Die Beurlaubung hat zusätzlich 
auch den Sinn, Lehrkräften für einen begrenzten Zeitraum einen Einblick in den 
jeweiligen anderen Schuldienst zu ermöglichen oder eine berufliche Umorientie­
rung zu unterstützten. Nach Streichung von Absatz 3 Satz 1 gilt § 34 Absatz 3 der 
Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW (FrUrIV NRW) vom 10.01.2012 (Ur­
laub in besonderen Fällen). 

Zu § 115 

Die Übergangsvorschriften in Absatz 2 Satz 2, Absatz 3, Absatz 5 sowie Absatz 6 
sind durch die Beendigung des "Erprobungsversuches Schulkostenpauschalefl 

(2012) gegenstandslos geworden und werden deshalb im Wege der Bereinigung 
gestrichen. Absatz 4 (alt) wird in diesem Zuge Absatz 3 (neu). Absatz 7 (alt) wird 
Absatz 5 (neu). 

Zu § 120 bis § 122 

§ 120 bis§ 122 regeln bereichsspezifisch den Datenschutz im Schulbereich. Ins­
besondere wird . mit § 122 Absatz 4 das für Schulen zuständige Ministerium er­
mächtigt, durch Verordnung die zur Verarbeitung zugelassenen Schüler-, EItern­
und Lehrerdaten zu bestimme"n und Vorgaben für deren Verarbeitung zu machen. 
§ 120 bis § 122 SchulG und die entsprechenden Verordnungen sind somit die 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15."SchuIRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

Rechtsgrundlagen für den Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestim­
mung. 

Am 25.05.2016 ist die Verordnung (EU) 2016/679" des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar­
beitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Daterischutz-Grundverordnung, DSGVO) in Kraft getreten 
(ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1 ff.). Sie gilt seit dem 25.05.2018 unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 

Die DSGVO weist zum einen Öffnungsklauseln für den nationalen Gesetzgeber, 
zum anderen konkrete Regelungsaufträge auf. Daraus ergibt sich ein Anpas­
sungsbedarf im allgemeinen Datenschutzrecht des Landes. Entsprechend wurde 
das Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG NRW) mit Wirkung vom 
25.05.2018 neu gefasst. 

Parallel dazu sind im bereichsspezifischen, schulgesetzlichen Datenschutzrecht 
geringfügige Anpassungen an die DSGVO erforderlich. 

Im Nachgang "werden die Verordnungen über die zur Verarbeitung zugelassenen 
Schüler-, Eltern- und Lehrerdaten (VO DV I und VO DV 11) angepasst werden. 

Zu § 120 

Zu Absatz 2 bis 6 

Redaktionelle Anpassungen an Begrifflichkeiten des Artikels 4 Nr. 1 und 2 DSG­
VO. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung des Absatzes 3 Satz 2 hat sich in der Anwendung als nicht praktika­
bel erwiesen und ist daher zu streichen. Sie verfolgte ursprünglich das Ziel, für be­
stimmte Zwecke die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts 
zu erleichtern, indem die erforderliche datenschutzrechtliche Einwilligung der be­
troffenen Schülerinnen und Schüler durch eine ministerielle Genehmigung ersetzt 
werden kann und den Betroffenen .lediglich eine Widerspruchsmöglichkeit zusteht. 
In der Praxis wird die Regelung von den Personen, die die Genehmigung der Auf­
zeichnungen beim Ministerium beantragen, jedoch überwiegend dahingehend 
missverstanden, dass zusätzlich zu den in vielen Fällen bereits vorliegenden Ein­
willigungen der betroffenen Schülerinnen und Schüler auch noch eine Genehmi­
gung der Aufzeichnung durch das Ministerium erforderlich ist; sie wird demnach als 
zusätzliche bürokratische Anforderung wahrgenommen. Mit der Streichung der 
Regelung wird dieses Missverständnis beseitigt und die Rechtmäßigkeit der Bild­
und Tonaufzeichnungen des Unterrichts an das Vorliegen der allgemeinen daten­
schutzrechtlichen Voraussetzungen und damit an die Einwilligung der Betroffenen 
gekoppelt. 

Die datenschutzrechtliche Situation der Schülerinnen und Schüler wird dadurch 
verbessert. Um Fehlinterpretationen aufgrund einer bloßen Streichung der Rege­
lung vorzubeugen, wird das Erfordernis der Einwilligung für Bild- und Tonaufzeich­
nungen explizit im eigenen Absatz 5 klargestellt. 

Zu Absatz 5 

Siehe Begründung zu Absatz 3. 
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Zu Absatz 8 

Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 

Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

Das Auskunftsrecht der betroffenen Personen über die Verarbeitung ihrer perso­
nenbezogenen Daten ist in Artikel 15 Absatz 3. DSGVO geregelt. Danach ist eine 
Kopie unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Auslagen können künftig allenfalls für 
weitere Kopien verlangt werden. 

In Artikel 15 Absatz 4 DSGVO ist verbindlich und unmittelbar geregelt, dass Rech­
te und Freiheiten anderer Personen einem Auskunftsrecht entgegenstehen. Be­
rechtigte Geheimhaltungsinteressen und Rechte Dritter dürfen daher nicht noch­
mals in nationalem Recht geregelt werden (sog. Wiederholungsverbot). 

Mit Artikel 23 DSGVO werden die nationalen Gesetzgeber unter dezidierten Vo­
raussetzungen ermächtigt, das Auskunftsrecht zu beschränken. Die bisherige 
Sonderregelung (§ 120 Absatz 7 Satz 4 SchulG) zu den Zwischenbewertungen 
des Lernverhaltens und persönlichen Aufzeichnungen der Lehrkräfte über Schüle­
rinnen und Schüler und deren Eltern erfüllt nicht die Voraussetzungen dieser Er­
mächtigungsnorm und ist daher zu streichen. 

Zu § 121 

Zu Absatz 1 

Redaktionelle Anpassungen an Begrifflichkeiten des Artikels 4 Nr. 1 und 2 DSG­
VO. 

Mit der Neufassung des Absatzes 1 Satz 2 wird die Entscheidung über Bild- und 
Tonaufnahmen des Unterrichts zur Verbesserung der Datenschutzrechte der Lehr­
kräfte auch von deren Einwilligung abhängig gemacht. Dies entspricht der neuen 
Regelung für die Schülerinnen und Schüler in § 120 Abs. 5 SchulG. 

Zu Absatz 3 

Redaktionelle Anpassungen an Begrifflichkeiten des Artikels 4 Nr. 2 DSGVO. 

Zu Absatz 7 

Dieser Absatz ist neu. Er dient der Vereinheitlichung der bereichsspezifischen 
Rechtsgrundlagen für alle im Schulbereich tätige Personen. Dazu gehören über 
das Personal der §§ 57, 58 SchulG hinaus z.B. auch Lehramtsanwärter und Lehr-· 

. amtsanwärterinnen, Lehrkräfte in Ausbildung sowie Bewerberinnen und Bewerber 
für die Einstellung oder Übernahme in den Schuldienst. Die Einfügung dient der 
transparenten und einfachen Rechtsanwendung. Ohne diesen Zusatz müssten die 
Regelungen der VO-DVII für sonstige Personen nach der neuen Rechtssystematik 
allein auf Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e, Absatz 3, Artikel 9 Absatz 2 

. Buchstabe g DSGVO in Verbindung mit § 3 Absatz 1 DSG NRW gestützt werden. 

Zu § 122 

Zu Absatz 1 

Im Interesse einer anwenderfreundlichen Gesetzgebung verweist dieser Absatz 
auf die Datenschutzgrundverordnung als unmittelbar geltendes Recht. Für die lan­
desspezifischen gesetzlichen Regelungen zur Verarbeitung von Schüler- und 
Lehrerdaten wird die Ermächtigungsgrundlage genannt. 

Zu Absatz 4 

In der DSGVO sind verbindlich datenschutzrechtliche Legaldefinitionen vorgege-
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

ben. Nach Artikel 4 Nr. 2 DSGVO umfasst der Begriff der "Verarbeitung'" perso­
nenbezogener Daten nunmehr sämtliche Vorgänge (Erheben, Speichern, Übermit­
teln, Aufbewahren, Löschen etc.). 

Mit Absatz 4 Nr. 1 und 2 ist somit bereits eine umfassende Regelungsermächti­
gung an den Verordnungsgeber für alle Facetten der Datenverarbeitung erteilt. Die 
Nr. 3 bis 5 des Absatzes 4 sind daher redundant und zu streichen. 

Zu § 126 

Zu Absatz 1 

Die Teilnahme von Schülerinnen und Schülern an schulärztlichen Untersuchungen 
liegt in ihrem eigenen Interesse. Die unterlassene oder verweigerte Mitwirkung an 
einer solchen Untersuchung ist bisher nicht mit einer Sanktion bewehrt und daher 
schwer durchsetzbar. Die Änderung schafft die Voraussetzung dafür, dass die 
Schulaufsichtsbehörden Geldbußen verhängen können, wenn Eltern oder erwach­
sene Schülerinnen und Schüler der Pflicht zur Teilnahme an ärztlichen Untersu­
chungen nicht nachkommen. Dies gilt auch für die Schuleingangsuntersuchungen 
zu einem Zeitpunkt zwischen der Anmeldung eines Kindes zur Grundschule und 
dem Beginn des Schulverhältnisses; daher die Ergänzung in.Absatz 1Nr. 1. 

Zu Absatz 2 

Satz l' beinhaltet eine redaktionelle Folgeänderung. Der Klammerzusatz in Satz 2 
dient allein der KlarsteIlung. Der Begriff "Entlassung" ist innerhalb der Systematik 
des Schulgesetzes eindeutig der Ordnungsmaßnahme gemäß § 53 Absatz 3 Nr. 5 
zugeordnet. Entsprechend ist auch nur die Beendigung des Schulverhältnisses 
gemäß § 47 Absatz 1 Nr. 9 ein Verfolgungshindernis, während alle anderen Um­
stände, die zur Beendigung des Schulverhältnisses führen, eine Verfolgung wei­
terhin erlauben. 

"', ,',', 

Zu Artikel 2 
,', 

Zu § 13 

Die Änderung erweitert die für die berufsbegleitende Ausbildung zugelassenen 
Hochschulabschlüsse auf Masterabschlüsse an Fachhochschulen und berücksich­
tigt damit, dass Masterabschlüsse an Fachhochschulen sich bundesweit akade­
misch etabliert haben. Auch andere Bereiche des öffentlichen Dienstes 'enthalten 
spezielle Regelungen für Masterabschlüsse (z. B. § 6 Absatz 1 Nr. 4 a) Landesbe­
amten gesetz oder § 26 Laufbahnverordnung). 

Zu § 14 

Für die Anerkennung von Lehramtsbefähigungen, die in Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Union erworben wurden, enthält die EU-Richtlinie 2005/36/EG besondere 
Vorgaben, die in Nordrhein-Westfalen durch die AnerkennungsVO Berufsqualifika­
tion Lehrarl1t vom 22. Oktober 2007, zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 8. Juli 2018 (GV. NRW.S. 394), umgesetzt werden. Antragstellerinnen 
und Antragsteller mit Lehramtsbefähigungen aus EU-Mitgliedstaaten erhalten auf 
der Grundlage der genannten Rechtsvorschriften unter anderem die Möglichkeit, 
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

eventuell vorhandene wesentliche Unterschiede zwischen den Ausbildungen durch 
sta,atlich organisierte Ausgleichsmaßnahmen (Anpassungslehrgänge oder Eig­
nungsprüfungen) auszugleichen und damit die Voraussetzungen für eine Anerken­
nung zu schaffen. 

Antragstellerinnen und Antragsteller mit Lehramtsbefähigungen aus Drittstaaten 
können solche Ausgleichsmaßnahmen bislang nicht nutzen und müssen die we­
sentlichen Unterschiede im Rahmen allgemein zugänglicher Qualifikationsangebo­
te ausgleichen, etwa durch den Erwerb von Lehramtsabschlüssen an Universitä­
ten. 

Mit der Erweiterung der Verordnungsermächtigung wird die, Grundlage dafür ge­
schaffen, die Regelungen, die bisher lediglich für Lehramtsbefähigungen aus EU­
Mitgliedstaaten gelten, durch eine Änderung der AnerkennungsVO künftig auch auf 
Lehramtsbefähigungen aus Drittstaaten zu beziehen, die auf der Grundlage eines 
Hochschulabschlusses erworben wurden. Das führt zur weitgehenden Gleichbe­
handlung der Antragstellerinnen und Antragsteller und dient neben der Gewinnung 
von Lehrkräften auch der Integration von Migrantinnen und Migranten. 

Zu §20 

Die Änderungen verlängern bestehende Regelungen und vollziehen zurückliegen­
de Entwicklungen bei den Schulformen der Sekundarstufe I nach. Sie machen eine 
konkrete Auflistung der Schulformen im Gesetzestext· entbehrlich und ermöglichen 
im Einzelfall auch den Lehramtserwerb an Grundschulen. 

Zu Absatz 1 

Dieser Absatz regelt das Inkrafttreten. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz enthält eine Übergangsvorschrift für die Refinanzierung von Studi­
enkollegsin freier Trägerschaft. 

Sind nach der Aufhebung von § 24 Studienkollegs im öffentlichen Bereich grund­
sätzlich nicht mehr vorgesehen, können entsprec~ende Bildungsgänge nicht mehr 
als Ersatzschule angeboten werden. Dies ergibt sich zwingend aus der verfas­
sungsrechtlich vorgeprägten Begriffsbestimmung des § 100 Absatz 2. Danach 
können Ersatzschulen nur solche Schulen sein, die im Wesentlichen Bildungsgän­
gen und Abschlüssen entsprechen, die nach dem Schulgesetz vorhanden oder 
vorgesehen sind (s. Beschluss BVerwG (6 BN 3.06) vom 10.01.2007). Werden im 
öffentlichen Schulwesen Bildungsgänge abgeschaffl, können sie von Ersatzschu­
len also nicht mehr angeboten' werden. Allenfalls können Erg.änzungsschulen sol­
che Bildungsgänge noch vorhalten. Gegen mittelbare Auswirkungen, die von Ein­
griffen in das staatliche Schulwesen ausgehen, schützt die Privatschulfreiheit des 
Artikel 7 Absatz 4 Satz 1 GG nicht. Die Bestandsgarantie der Privatschule nach 
Art. 7 Absatz 4 Satz 1 GG bewirkt (bei angemessenen Übergangsfristen für die 
betroffenen Schulen) keine Beschränkung der dem Staat zustehenden allgemei­
nen Schulorganisationsgewalt. 

Der Besuch des Studienkollegs dauert in der Regel ein Jahr. In dieser Zeit nimmt 
der Studierende während eines Sommersemesters und eines Wintersemesters an 
den an ebotenen S rach- und Vorstudienkursen teil. Wird die Feststellun s rü-
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Entwurf 15. Schulrechtsänderungsgesetz (15. SchulRÄndG) 
Text Begründung (Stand 10.07.2019) 

fung nicht bestanden, ist eine Wiederholung derselben zum nächsten Prüfungs­
termin möglich, d.h. ein Semester später. 

Aufgrund der Übergangsregelung in Absatz 2 können Studierende der Studienkol­
legs ihren -Bildungsgang unter Einrechnung einer Wiederholungsmöglichkeit zu 
den Bedingungen dort abschließen. 

Darüber hinaus gibt die Übergangsfri"st den Ersatzschulträgern Zeit für eine Ent­
scheidung über die Zukunft des Bildungsangebots. Somit können die als Ersatz­
schulen genehmigten Studienkollegs bis längstens zum Ablauf des Haushaltsjah­
res 2021 in diesem Rechtsstatus fortgeführt werden und ihren Anspruch auf Lan­
deszuschüsse nach den Regelungen der Ersatzschulfinanzierung geltend machen. 
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